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Gerold Prauss ber Moral und Recht 1m Staat nach Kant
und Hegel

VON (JEORG ‚ ANS

Eınes Abends 1n Rom Fın Japanısch aussehender Tourıst betritt eın Schnell-
restaurant und bestellt einen Becher Limonade. Da schon spat, eın ande-
LEL Kunde 1n der ähe 1St und der Japaner den Eindruck macht, sıch mıt den
europäischen Munzen nıcht recht auszukennen, verlangt der Besitzer das
Doppelte des auf der Preistafel angegebenen Betrags Handelt der Wırt _-

ralısch verwerflich, TUut rechtlich Verbotenes, oder verhält sıch
schlicht dumm ? Immerhin annn nıcht wıssen, dass der Japaner se1t eın
Paal Tagen 1n der Nachbarschaft wohnt und vielleicht och ötter 1n den La-
den kommen wırd. och nehmen WIr einmal A} der Geschäftsmann hätte

Derartiges veahnt und VOo seinem (3ast eshalb den regulären Preıs
verlangt. Wırd se1in Verhalten adurch moralısch Gutem? der
handelt lediglich gesetzeskontform un ALLS kühler Berechnung?

ach eiliner welılt verbreıteten, anderem beı Kant anzutretfenden
Ansıcht reicht die blofte Erfüllung eiliner Norm nıcht AaUS, den moralı-
schen Wert eiliner Handlung zweıtelsfreı bestimmen. Wer moralısch han-
delt, der 11U55 das (zute eun, weıl das (zute 1St Ausgehend VOo dieser
Überlegung wırd dem moralıschen Handeln nıcht selten der Bereich des
Rechts ENISESENSESECIZLT, 1n dem einzZ1g auf dıie außere Befolgung der (Je-

ankomme, ohne dass die innere Gesinnung, mıt der sıch jemand die
Regeln hält, ırgendeine Raolle spielte. Auf dıie \WWelse sind Moral und Recht
sauberlich veschieden. Der Staat annn dıie Einhaltung der yesetzlichen Ord-
DU mıt Gewalt erzwıngen, ohne adurch die Freiheit des (jew1lssens S@1-
NeTr Burger beschneıiden. iıne solche Trennung zwıischen Recht und Mo-
ral 1St allerdings erkauft. Denn während die sıttlıche Pflicht, Je ach
Standpunkt, 1mM (jew1lssen des Eıinzelnen, 1mM allgemeinen moralıschen Be-
wusstseın oder 1n der reinen praktiıschen Vernunft begründet 1St, herrscht
hinsıchtlich der Rechtfertigung der posıtıven rechtlichen Ordnung ott Rat-
losıgkeıt, weshalb bereıts Hegel die Notwendigkeıt sah, den Staat als 1ine
das Recht und die Moral übergreitende sıttlıche Sphäre einzutführen.

Prauss kämpft 1n seiınem unscheinbaren Büchlein „Moral und Recht
1mM Staat ach Kant unı Hegel“ (Freiburg Br 2008 mıt Nachdruck
die verade veschilderte, se1nes Erachtens vertehlte Bestimmung des Verhält-
nısses zwıischen Moral und Recht Anknüpfend die „Grundlegung ZUr

Tle Seıtenangaben In Klammern beziehen sıch auf dieses Buch. Des Weılteren zıtlere iıch
Kant, (3esammelte Schrıiften, herausgegeben V der Preufßischen Akademie der Wissenschaf-

LEN, Berlın 1900{ (abgekürzt AA), SOWIE Hegel, (3esammelte Werke, Hamburg 1968{
(abgekürzt TW ), Jeweıls Angabe der Band- und Seıitenzahl.
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Gerold Prauss über Moral und Recht im Staat nach Kant
und Hegel

Von Georg Sans S. J.

Eines Abends in Rom. Ein japanisch aussehender Tourist betritt ein Schnell-
restaurant und bestellt einen Becher Limonade. Da es schon spät, kein ande-
rer Kunde in der Nähe ist und der Japaner den Eindruck macht, sich mit den
europäischen Münzen nicht recht auszukennen, verlangt der Besitzer das
Doppelte des auf der Preistafel angegebenen Betrags. Handelt der Wirt mo-
ralisch verwerflich, tut er etwas rechtlich Verbotenes, oder verhält er sich
schlicht dumm? Immerhin kann er nicht wissen, dass der Japaner seit ein
paar Tagen in der Nachbarschaft wohnt und vielleicht noch öfter in den La-
den kommen wird. Doch nehmen wir einmal an, der Geschäftsmann hätte
etwas Derartiges geahnt und von seinem Gast deshalb den regulären Preis
verlangt. Wird sein Verhalten dadurch zu etwas moralisch Gutem? Oder
handelt er lediglich gesetzeskonform und aus kühler Berechnung?

Nach einer weit verbreiteten, unter anderem bei Kant anzutreffenden
Ansicht reicht die bloße Erfüllung einer Norm nicht aus, um den morali-
schen Wert einer Handlung zweifelsfrei zu bestimmen. Wer moralisch han-
delt, der muss das Gute tun, weil es das Gute ist. Ausgehend von dieser
Überlegung wird dem moralischen Handeln nicht selten der Bereich des
Rechts entgegengesetzt, in dem es einzig auf die äußere Befolgung der Ge-
setze ankomme, ohne dass die innere Gesinnung, mit der sich jemand an die
Regeln hält, irgendeine Rolle spielte. Auf die Weise sind Moral und Recht
säuberlich geschieden. Der Staat kann die Einhaltung der gesetzlichen Ord-
nung mit Gewalt erzwingen, ohne dadurch die Freiheit des Gewissens sei-
ner Bürger zu beschneiden. Eine solche Trennung zwischen Recht und Mo-
ral ist allerdings teuer erkauft. Denn während die sittliche Pflicht, je nach
Standpunkt, im Gewissen des Einzelnen, im allgemeinen moralischen Be-
wusstsein oder in der reinen praktischen Vernunft begründet ist, herrscht
hinsichtlich der Rechtfertigung der positiven rechtlichen Ordnung oft Rat-
losigkeit, weshalb bereits Hegel die Notwendigkeit sah, den Staat als eine
das Recht und die Moral übergreifende sittliche Sphäre einzuführen.

G. Prauss kämpft in seinem unscheinbaren Büchlein „Moral und Recht
im Staat nach Kant und Hegel“ (Freiburg i. Br. 2008) 1 mit Nachdruck gegen
die gerade geschilderte, seines Erachtens verfehlte Bestimmung des Verhält-
nisses zwischen Moral und Recht. Anknüpfend an die „Grundlegung zur

1 Alle Seitenangaben in Klammern beziehen sich auf dieses Buch. Des Weiteren zitiere ich
I. Kant, Gesammelte Schriften, herausgegeben von der Preußischen Akademie der Wissenschaf-
ten, Berlin 1900ff. (abgekürzt AA), sowie G. W. F. Hegel, Gesammelte Werke, Hamburg 1968ff.
(abgekürzt GW), jeweils unter Angabe der Band- und Seitenzahl.
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Metaphysık der Sıtten“ unterbreıtet zunächst einen eigenen Vorschlag
ZU. richtigen Verständnıis der ethischen Pflicht (1.) Daran schliefßt 1ne
Neubestimmung des Verhältnisses zwıschen dem moralısch (suten un dem
rechtlich Gebotenen A} die ohne die schematische KEntgegensetzung der
beıden Sphären auskommt (2.) Sodann spricht sıch alle Versuche
AaUS, die vorpolıtischen Grundlagen des Rechts 1n der Religion ausfindig —

chen wollen, unı plädiert stattdessen tür 1ine eın <äkulare Begründung
des Staats (3)

egen ıhrer Klarheıt un Orıiginalıtät verdienen Prauss’ Überlegungen
mıt einıger Ausführlichkeit besprochen werden. Um Mıssverständnissen
vorzubeugen, sel daraut hingewlesen, dass sıch beı dem Vorschlag weder

1ine Interpretation der 1mM ersten Teıl der „Metaphysık der Sıtten“ ent-
talteten kantıschen Rechtslehre, och 1ine Deutung der Staatslehre der
hegelschen „Grundlinien der Philosophie des Rechts“ handelt. Obwohl
sıch eingehend mıt der Selbstzwecktormel des kategorischen Imperatıvs be-
tasst, 1St Prauss Ende wenıiger die richtige Lesart Kants oder He-
vels als systematısche Fragen u  5 Insbesondere der VOo ıhm behaup-
tetfe ıdeengeschichtliche Zusammenhang zwıschen dem kantıschen un
hegelschen Verständnıis des posıtıven Rechts elnerselts und dem heute VOo

vielen Jurısten VvVe  en Rechtspositivismus andererseıts dürfte eiliner C
hıstorıschen Prüfung aum standhalten. Umso orößere Beachtung

verdient Prauss’ Beıtrag aber me1lnes Erachtens 1n systematıscher Hınsıcht.

Zur Interpretation der kantıschen Ethik

Als scharfsınnıger Ausleger Kants hat sıch Prauss schon se1it langem durch
seline Untersuchungen den Ausdrücken „Erscheinung“ und „Dıing
sıch“ einen Namen vemacht. Auft ıh veht die heute VOo vielen Kant-Inter-
preten geteilte Auffassung zurück, dass sıch Kants 1n der transzendentalen
Asthetik unı Analytık der „Krıitik der reinen Vernuntt“ grundgelegte Un-
terscheidung nıcht auf Wel gELFENNTLE Bereiche VOo Gegenständen bezieht,
näamlıch die erkennbare Welt der Erfahrung und die U1 verborgene Welt
der Dıinge sıch, sondern dass WIr Kant zufolge eın unı denselben egen-
stand auf Wel ganz verschiedene We1isen betrachten können, näamlıch elner-
se1its als Phänomen 1n Raum un eıt SOWI1e andererseıts unabhängıig VOo

den Einschränkungen ULNSeCTETL Erkenntnis als Dıing sıch.?
Was Kants praktische Philosophie betrittt, betasste sıch Prauss bereıts VOTL

vielen Jahren austührlich mıt dem Problem der Freiheit des Handelns. Da
Kant den Begriff der Freıiheit CS mıt dem Prinzıip der Selb stgesetzgebung der

Vel PYrauss, Erscheinung beı Kant. FEın Problem der „Krıtik der rteinen Vernunit“, Berlın
1971, SOWIE ders., Kant und das Problem der Dıinge sıch, Bonn 1974

Dieser SOZENANNLE „LWO- 1eW  66 wurcdce 1m angelsächsischen RKRaum bekannt durch
Allıson, Kant's Transcendental Idealısm. ÄAn Interpretation ancd Deftense, New Haven/London

19853
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Metaphysik der Sitten“ unterbreitet er zunächst einen eigenen Vorschlag
zum richtigen Verständnis der ethischen Pflicht (1.). Daran schließt er eine
Neubestimmung des Verhältnisses zwischen dem moralisch Guten und dem
rechtlich Gebotenen an, die ohne die schematische Entgegensetzung der
beiden Sphären auskommt (2.). Sodann spricht er sich gegen alle Versuche
aus, die vorpolitischen Grundlagen des Rechts in der Religion ausfindig ma-
chen zu wollen, und plädiert stattdessen für eine rein säkulare Begründung
des Staats (3).

Wegen ihrer Klarheit und Originalität verdienen Prauss’ Überlegungen
mit einiger Ausführlichkeit besprochen zu werden. Um Missverständnissen
vorzubeugen, sei darauf hingewiesen, dass es sich bei dem Vorschlag weder
um eine Interpretation der im ersten Teil der „Metaphysik der Sitten“ ent-
falteten kantischen Rechtslehre, noch um eine Deutung der Staatslehre der
hegelschen „Grundlinien der Philosophie des Rechts“ handelt. Obwohl er
sich eingehend mit der Selbstzweckformel des kategorischen Imperativs be-
fasst, ist es Prauss am Ende weniger um die richtige Lesart Kants oder He-
gels als um systematische Fragen zu tun. Insbesondere der von ihm behaup-
tete ideengeschichtliche Zusammenhang zwischen dem kantischen und
hegelschen Verständnis des positiven Rechts einerseits und dem heute von
vielen Juristen vertretenen Rechtspositivismus andererseits dürfte einer ge-
nauen historischen Prüfung kaum standhalten. Umso größere Beachtung
verdient Prauss’ Beitrag aber meines Erachtens in systematischer Hinsicht.

1. Zur Interpretation der kantischen Ethik

Als scharfsinniger Ausleger Kants hat sich Prauss schon seit langem durch
seine Untersuchungen zu den Ausdrücken „Erscheinung“ und „Ding an
sich“ einen Namen gemacht. 2 Auf ihn geht die heute von vielen Kant-Inter-
preten geteilte Auffassung zurück, dass sich Kants in der transzendentalen
Ästhetik und Analytik der „Kritik der reinen Vernunft“ grundgelegte Un-
terscheidung nicht auf zwei getrennte Bereiche von Gegenständen bezieht,
nämlich die erkennbare Welt der Erfahrung und die uns verborgene Welt
der Dinge an sich, sondern dass wir Kant zufolge ein und denselben Gegen-
stand auf zwei ganz verschiedene Weisen betrachten können, nämlich einer-
seits als Phänomen in Raum und Zeit sowie andererseits unabhängig von
den Einschränkungen unserer Erkenntnis als Ding an sich.3

Was Kants praktische Philosophie betrifft, befasste sich Prauss bereits vor
vielen Jahren ausführlich mit dem Problem der Freiheit des Handelns. Da
Kant den Begriff der Freiheit eng mit dem Prinzip der Selbstgesetzgebung der

2 Vgl. G. Prauss, Erscheinung bei Kant. Ein Problem der „Kritik der reinen Vernunft“, Berlin
1971, sowie ders., Kant und das Problem der Dinge an sich, Bonn 1974.

3 Dieser sogenannte „two-aspect view“ wurde im angelsächsischen Raum bekannt durch
H. Allison, Kant’s Transcendental Idealism. An Interpretation and Defense, New Haven/London
1983.
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Vernunft verzahnt, droht der Begrıfft selne nwendbarkeıt auf böse and-
lungen verlieren. Wenn die Freiheit des Handelns 1L1LUTL adurch teststeht,
dass ‚AUS Pflicht“, das heıilßt des moralıschen (Jesetzes wiıllen c
schieht, dann scheinen böse Taten, die beispielsweise ALLS Fıgennutz erfolgen,
nıcht mehr als treı velten können. Um Kant derartige Bedenken
verteidigen, 11.0U55 eın VOo der moralıschen Bewertung unabhängiger Sinn VOo

Freiheit gyetunden werden. Prauss’ diesbezügliche Erwagungen muüunden 1n
den zweıten Band se1nes systematıschen Hauptwerks, 1n dem seline Lehre
VOo Menschen als Sub) ekt unı Objekt der Praxıs entwickelt. Dem Abschnıitt
über das Bewusstsein ULNSeCTETL sıttlıchen Verpflichtung lässt der Autor dort
1ine allgemeıine Lehre VOo den Grundlagen des Handelns vorausgehen.”

Prauss’ Jüngstes Buch beginnt erneut mıt dem Handeln ‚AaUS Pflicht‘ als
Grundproblem der Kant-Interpretation. Kehren WIr dem Beispiel ALLS

dem römıschen Schnellrestaurant zurück®, scheıint Kant VOo der tolgen-
den TIrıchotomie auszugehen: Entweder handelt der WiIrt moralısch ZuUuL,
un damıt ALLS Pflicht; oder übervorteilt den (Gast, handelt also ungerecht,
un damıt der Pflicht zuwiıder; oder aber TUut War das, W aS die Norm VOL-

schreıbt, jedoch eINZ1g unı alleın, weıl sıch davon einen persönliıchen
Vorteil verspricht. In diesem dritten Fall verhält sıch „dem, W aS Pflicht
vebietet, vemäfßs“ (AA LV, 406) ber WI1€e ol I1a  - eın derartıges pflichtge-
mäfßes Handeln siıttlıch bewerten? Auft der einen Selte Lut der Mann nıchts
Verbotenes oder Schlechtes; andererseıts gyenugt dıie Handlung nıcht dem
kantıschen Kriterium des moralısch Guten, denn 61 veschieht nıcht ALLS

Pflicht. Es ware treilich ebenso ırretühren. T, eın Wırt, der se1ne
(‚äste ALLS blofßen Nützlichkeitserwägungen nıcht übervorteılt, handle _-

ralısch vesehen iındıfterent. Denn WE ehrliches Handeln ALLS Fıgennutz
sıttlıch iındıtterent 1St, sollte unehrliches Handeln ALLS Fıgennutz
dann verboten se1in? Die Annahme des pflichtgemäfßen Handelns als eines
zwıschen (3ut unı Ose angesiedelten Drıtten tührt oftenbar 1n die Aporıe.
Deshalb, Prauss, 1St Kant beı der KEntgegensetzung VOo ‚pflichtgemäfßs‘
un ‚AUS Pflicht‘ einem Irrtum aufgesessen.

Die Wurzel des rTrtums hat Ianl laut Prauss 1n der Vermischung aprior1-
scher mıt empiırischen Bestimmungen des Handelns suchen. Die kantı-
cche Moralphilosophie eründet näamlıch 1n der Überzeugung, dass der
menschliche Wıllen Wel ÄArten VOo Antrıeben unterliegt: IDIE einen siınd
sinnlıchen Ursprungs und verleıten das Subjekt, jJeweıls das eun, OVOIN

sıch die stärkste Empfindung der ust verspricht. Dabei kommt das Ver-
mogen denken allentalls bel der Auswahl der dem Zweck des Lustge-
WINNS besten dienlichen Mıiıttel ZU. Einsatz. Die 7zweıte Art VOo Antrıe-

Vel. Prauss, Kant ber Freiheit als Autonomıute, Frankturt Maın 19853
Vel. PYrauss, Die Welt und WIr. / weıter Band: Subjekt und Obyekt der Praxıs, / weıter Teıl

Die renzen einer Absıcht, Stuttgart/ Weimar 2006
Das Beispiel IST. natürlıch dem V Prauss mehrtach zıtierten Fall des ramers beı Kant ach-

empfunden (vel. IV, 397)
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Vernunft verzahnt, droht der Begriff seine Anwendbarkeit auf böse Hand-
lungen zu verlieren. Wenn die Freiheit des Handelns nur dadurch feststeht,
dass etwas ,aus Pflicht‘, das heißt um des moralischen Gesetzes willen ge-
schieht, dann scheinen böse Taten, die beispielsweise aus Eigennutz erfolgen,
nicht mehr als frei gelten zu können. Um Kant gegen derartige Bedenken zu
verteidigen, muss ein von der moralischen Bewertung unabhängiger Sinn von
Freiheit gefunden werden. 4 Prauss’ diesbezügliche Erwägungen münden in
den zweiten Band seines systematischen Hauptwerks, in dem er seine Lehre
vom Menschen als Subjekt und Objekt der Praxis entwickelt. Dem Abschnitt
über das Bewusstsein unserer sittlichen Verpflichtung lässt der Autor dort
eine allgemeine Lehre von den Grundlagen des Handelns vorausgehen.5

Prauss’ jüngstes Buch beginnt erneut mit dem Handeln ,aus Pflicht‘ als
Grundproblem der Kant-Interpretation. Kehren wir zu dem Beispiel aus
dem römischen Schnellrestaurant zurück 6, so scheint Kant von der folgen-
den Trichotomie auszugehen: Entweder handelt der Wirt moralisch gut,
und damit aus Pflicht; oder er übervorteilt den Gast, handelt also ungerecht,
und damit der Pflicht zuwider; oder aber er tut zwar das, was die Norm vor-
schreibt, jedoch einzig und allein, weil er sich davon einen persönlichen
Vorteil verspricht. In diesem dritten Fall verhält er sich „dem, was Pflicht
gebietet, gemäß“ (AA IV, 406). Aber wie soll man ein derartiges pflichtge-
mäßes Handeln sittlich bewerten? Auf der einen Seite tut der Mann nichts
Verbotenes oder Schlechtes; andererseits genügt die Handlung nicht dem
kantischen Kriterium des moralisch Guten, denn sie geschieht nicht aus
Pflicht. Es wäre freilich ebenso irreführend zu sagen, ein Wirt, der seine
Gäste aus bloßen Nützlichkeitserwägungen nicht übervorteilt, handle mo-
ralisch gesehen indifferent. Denn wenn ehrliches Handeln aus Eigennutz
sittlich indifferent ist, warum sollte unehrliches Handeln aus Eigennutz
dann verboten sein? Die Annahme des pflichtgemäßen Handelns als eines
zwischen Gut und Böse angesiedelten Dritten führt offenbar in die Aporie.
Deshalb, so Prauss, ist Kant bei der Entgegensetzung von ,pflichtgemäß‘
und ,aus Pflicht‘ einem Irrtum aufgesessen.

Die Wurzel des Irrtums hat man laut Prauss in der Vermischung apriori-
scher mit empirischen Bestimmungen des Handelns zu suchen. Die kanti-
sche Moralphilosophie gründet nämlich in der Überzeugung, dass der
menschliche Willen zwei Arten von Antrieben unterliegt: Die einen sind
sinnlichen Ursprungs und verleiten das Subjekt, jeweils das zu tun, wovon
es sich die stärkste Empfindung der Lust verspricht. Dabei kommt das Ver-
mögen zu denken allenfalls bei der Auswahl der dem Zweck des Lustge-
winns am besten dienlichen Mittel zum Einsatz. Die zweite Art von Antrie-

4 Vgl. G. Prauss, Kant über Freiheit als Autonomie, Frankfurt am Main 1983.
5 Vgl. G. Prauss, Die Welt und wir. Zweiter Band: Subjekt und Objekt der Praxis, Zweiter Teil:

Die Grenzen einer Absicht, Stuttgart/Weimar 2006.
6 Das Beispiel ist natürlich dem von Prauss mehrfach zitierten Fall des Krämers bei Kant nach-

empfunden (vgl. AA IV, 397).
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ben dagegen sind tür Kant vernünftigen Ursprungs. Das Subjekt richtet seın
TIun ach Grundsätzen AaUS, die als allgemeın verbindlich erkannt hat
Dem Gegensatz zwıschen Handlungen ‚AUS Pflicht‘ unı solchen ‚AUS Ne1-
gung entspricht emnach der Unterschied zwıischen sinnlıchen Triebte-
dern, dıie den (Jesetzen der Natur unterliegen, un Vernunftgründen, die
sıch prior1 einsehen lassen. In seiınem Buch über das kantısche Freıiheits-
verständnıs hatte sıch Prauss hauptsächlich mıt dem Problem befasst, dass
STr CNg TEL L1UTL solche Handlungen als treı angesehen werden kön-
HETN, denen moralısche Prinzipien zugrunde lıegen, während jedes Handeln
ALLS Neigung als den (Jesetzen der Natur unterworten und demzufolge —

treı velten hat Insofern 1U böse Handlungen ıhrem Wesen ach nıcht
dem Grundgesetz der praktiıschen Vernuntt entspringen, scheinen 61 auch
nıcht den kantıschen Begrıfft der Freiheit als Autonomıuie tallen kön-
DE Aus dieser beı Kant ungelösten Schwierigkeıit ergıbt sıch als Folgepro-
blem dıie Unklarheıt des moralıschen Werts ‚pflichtgemäßer‘ Handlungen.

ach Prauss’ Ansıcht ware Kant die missliche Lage CrSDarT geblieben,
WEl den Unterschied zwıschen Gründen prior1 und sinnlıchen Antrıe-
ben sorgfältiger testgehalten hätte. Er hätte dann eingesehen, dass FErwagun-
CI über möglıche empirische Motive eiliner estimmten Handlung nıchts
ZUuUr Klärung ıhres sıttlıchen Werts beitragen, weıl sıch ine derartige Klä-
LUNS allentfalls auf nıchtempirische Überlegungen stutzen annn Iretfen
Prauss’ Einwände Z dann hätte Kant 1n den tolgenden, streng voneınander
gELrENNILEN Schritten vorgehen mussen: Auft der Grundlage eiliner allgemeı-
1E  - Theorie der Intentionalıtät hätte erstens ine Theorie des Handelns,
das heıilßt uUuLSeCTIES praktiıschen Weltverhältnisses entwickeln sollen, dıie och
gahnz davon absıeht, ob die jeweıls bezweckte Absıcht als moralısch ZuL oder
schlecht gvelten hat iıne solche Theorie musste zugleich den Nachweıs
der menschlichen Wıllensfreiheit erbringen, damıt Handlungen unabhängig
VOo ıhrer ethıschen Bewertung als treı erkannt werden können.

ach dieser allgemeinen Handlungstheorie välte 1n einem zweıten
Schritt, die ethischen Grundbegriffe des (suten unı Bosen bestimmen.
Hıer oreift der kantısche Vorschlag einer apriorischen Begründung der Mo-
ral Das sittlıch Gebotene lässt sıch nıcht ALLS ırgendwelchen empiırischen
Gegebenheıten ableiten, sondern tolgt alleın ALLS objektiven Prinzipien der
Vernunft. Bıs heute beschäftigt die Forschung dabel die rage ach dem
Verhältnis, 1n welchem die verschiedenen Formeln stehen, mıt denen Kant
den kategorischen Imperatıv als obersten ethıschen Grundsatz ausgedrückt
hat, unı w1e U selne Behauptung verstehen 1St, beı dem Grundsatz
handle sıch eın materı1ales, sondern eın eın tormales Prinzıp.
Prauss’ Rekonstruktion veht VOo der QENANNTEN Selbstzwecktormel des
kategorischen Imperatıvs AaUS, der vemäfßs der Handelnde ine jede mensch-
lıche Person „Jederzeıt zugleich als Zweck, nıemals blofß als Mıttel“ brau-
chen ol (IV, 429) Seıine Interpretation 1St ebenso orıginell WI1€e dem Wort-
laut des kantıschen Textes zuwıder. Prauss tragt zunächst ach der
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ben dagegen sind für Kant vernünftigen Ursprungs. Das Subjekt richtet sein
Tun nach Grundsätzen aus, die es als allgemein verbindlich erkannt hat.
Dem Gegensatz zwischen Handlungen ,aus Pflicht‘ und solchen ,aus Nei-
gung‘ entspricht demnach der Unterschied zwischen sinnlichen Triebfe-
dern, die den Gesetzen der Natur unterliegen, und Vernunftgründen, die
sich a priori einsehen lassen. In seinem Buch über das kantische Freiheits-
verständnis hatte sich Prauss hauptsächlich mit dem Problem befasst, dass
streng genommen nur solche Handlungen als frei angesehen werden kön-
nen, denen moralische Prinzipien zugrunde liegen, während jedes Handeln
aus Neigung als den Gesetzen der Natur unterworfen und demzufolge un-
frei zu gelten hat. Insofern nun böse Handlungen ihrem Wesen nach nicht
dem Grundgesetz der praktischen Vernunft entspringen, scheinen sie auch
nicht unter den kantischen Begriff der Freiheit als Autonomie fallen zu kön-
nen. Aus dieser bei Kant ungelösten Schwierigkeit ergibt sich als Folgepro-
blem die Unklarheit des moralischen Werts ,pflichtgemäßer‘ Handlungen.

Nach Prauss’ Ansicht wäre Kant die missliche Lage erspart geblieben,
wenn er den Unterschied zwischen Gründen a priori und sinnlichen Antrie-
ben sorgfältiger festgehalten hätte. Er hätte dann eingesehen, dass Erwägun-
gen über mögliche empirische Motive einer bestimmten Handlung nichts
zur Klärung ihres sittlichen Werts beitragen, weil sich eine derartige Klä-
rung allenfalls auf nichtempirische Überlegungen stützen kann. Treffen
Prauss’ Einwände zu, dann hätte Kant in den folgenden, streng voneinander
getrennten Schritten vorgehen müssen: Auf der Grundlage einer allgemei-
nen Theorie der Intentionalität hätte er erstens eine Theorie des Handelns,
das heißt unseres praktischen Weltverhältnisses entwickeln sollen, die noch
ganz davon absieht, ob die jeweils bezweckte Absicht als moralisch gut oder
schlecht zu gelten hat. Eine solche Theorie müsste zugleich den Nachweis
der menschlichen Willensfreiheit erbringen, damit Handlungen unabhängig
von ihrer ethischen Bewertung als frei erkannt werden können.

Nach dieser allgemeinen Handlungstheorie gälte es in einem zweiten
Schritt, die ethischen Grundbegriffe des Guten und Bösen zu bestimmen.
Hier greift der kantische Vorschlag einer apriorischen Begründung der Mo-
ral. Das sittlich Gebotene lässt sich nicht aus irgendwelchen empirischen
Gegebenheiten ableiten, sondern folgt allein aus objektiven Prinzipien der
Vernunft. Bis heute beschäftigt die Forschung dabei die Frage nach dem
Verhältnis, in welchem die verschiedenen Formeln stehen, mit denen Kant
den kategorischen Imperativ als obersten ethischen Grundsatz ausgedrückt
hat, und wie genau seine Behauptung zu verstehen ist, bei dem Grundsatz
handle es sich um kein materiales, sondern um ein rein formales Prinzip.
Prauss’ Rekonstruktion geht von der so genannten Selbstzweckformel des
kategorischen Imperativs aus, der gemäß der Handelnde eine jede mensch-
liche Person „jederzeit zugleich als Zweck, niemals bloß als Mittel“ brau-
chen soll (IV, 429). Seine Interpretation ist ebenso originell wie dem Wort-
laut des kantischen Textes zuwider. Prauss fragt zunächst nach der
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Bedeutung der beıden Bestandteıile der Forderung, jemanden „Jederzeıt
gleich als Zweck“ und „niıemals blofß als Mıttel“ vebrauchen. Oftenbar

1ine siınnvolle Deutung der Stelle die beıden ENIZSESENZESEIZLEN MOg-
lıchkeiten VOTAaUS, a emanden entweder Ur als Mıttel‘ und nıcht zugleich als
Zweck) oder Ur als /7Zweck‘ und nıcht zugleich als Mıttel) brauchen.

Als Mıttel yebrauche ıch einen anderen Menschen U dann, WEl ıch
miıch seiner bediene, me1lne eigenen Absıchten erreichen; als Zweck
behandle ıch hingegen denjenigen, dessen Vermögen, se1ine VOo ıhm celbst
gewählten Absıchten verfolgen, ıch anerkenne un ach Krätten beför-
dere. Kant prag dafür die ede VOo Menschen als einem „Zweck sıch
celbst“ (AA LV, 428) Gebrauche ıch einen Menschen blo{fiß als Mıttel,
handle ıch unsıttliıch, denn ıch verweıgere ıhm das wesentlich se1iner DPer-
sönlıiıchkeıit gehörıige Recht auf treıe Selbstbestimmung. Daher bın ıch gehal-
ten, jeden Menschen als Selbstzweck behandeln. IDIE Klausel „nıemals
blofß als Mıiıttel“ und „Jederzeıt zugleich als Zweck“ lässt jedoch den Spiel-
AUIl tür dıie Möglichkeit offen, dass die andere Person, deren Fähigkeıt,
sıch celbst /7Zwecke SEIZECN, ıch durchaus anerkenne, M1r zugleich beım
Verfolgen meılner eigenen Absıchten dienlich 1ST. Dies wırd 1n ll den S1tua-
t1onen der Fall se1n, 1n denen ALLS treier UÜbereinkunft der ine LUL, das
dem anderen nutzt.

Von der Behandlung eines Menschen sowohl als Mıttel als auch als Zweck
unterscheiden 1St der Fall, 1n dem der andere, den ıch als Selbstzweck be-

handle, seinerseılts nıchts LUL, W aS M1r als Mıttel ZUuUr Verwirklichung meılner
Absıchten diente, dass ıch ıh eigentlich ar nıcht als Mıttel rauche.
Man denke etiw21 die alltägliche Sıtuation, 1n der jemand einer gehbehin-
derten Person beım Überqueren eiliner Straßse behilflich 1St Insotern 1ine
solche Handlung nıcht ALLS Figennutz, sondern mıt Kant vesprochen ALLS

Pflicht veschieht, 1St der andere 1er nıcht Mıttel, sondern ausschlieflich
Zweck Der Fall verdient deswegen besonderes Interesse, weıl dıie sıttlıche
Motivatiıon des Handelnden 1U zweıtelsfreı testzustehen scheınt. Denn _-

lange ıch jemanden zugleich als Mıttel brauche, annn nıcht ausgeschlossen
werden, dass meın TIun ar nıcht ALLS Pflicht, sondern ALLS blofßer Berechnung
un damıt ALLS Neigung veschieht. Behandle ıch einen Menschen dagegen
ausschliefilich als Zweck, annn oftenbar eın Fall VOo Fıgennutz vorliegen.

Prauss zıieht die Folgerung ALLS dieser Beobachtung unı stellt die TOVO-
zierende These auft, lediglich dıie drıtte Art VOo Handlungen, näamlıch sol-
che, die einen Menschen ausschliefilich als Selbstzweck un ar nıcht als

Der Ausdruck „Selbstzweck“ findet sıch beı Kant lediglich In einer Vorlesung ZULI Metaphy-
sık der Sıtten ALLS dem Jahr 793/94 (Nachschriuft Vigilantius; /16)

Der Fall entspricht Kants Beispiel der verdienstliıchen Pflicht andere (vel. IV, 430)
Prauss behauptet wohlgemerkt nıcht, Aass jeder, der einem Hıltsbedürftigen beıisteht, 1es

notwendigerweıse hne E1ıgennutz Worum CS ıhm yeht, IST. dıe Tatsache, Aass dıe Behandlung
e1Nes anderen ‚I1UE als 7Zweck‘ dem V Kant CNANNLEN Handeln „lediglich ALLS Pflicht“ (vel.

IV, 398) besonders nahezukommen scheınt.
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Bedeutung der beiden Bestandteile der Forderung, jemanden „jederzeit zu-
gleich als Zweck“ und „niemals bloß als Mittel“ zu gebrauchen. Offenbar
setzt eine sinnvolle Deutung der Stelle die beiden entgegengesetzten Mög-
lichkeiten voraus, jemanden entweder ,nur als Mittel‘ (und nicht zugleich als
Zweck) oder ,nur als Zweck‘ (und nicht zugleich als Mittel) zu brauchen.

Als Mittel gebrauche ich einen anderen Menschen genau dann, wenn ich
mich seiner bediene, um meine eigenen Absichten zu erreichen; als Zweck
behandle ich hingegen denjenigen, dessen Vermögen, seine von ihm selbst
gewählten Absichten zu verfolgen, ich anerkenne und nach Kräften beför-
dere. Kant prägt dafür die Rede vom Menschen als einem „Zweck an sich
selbst“ (AA IV, 428) 7. Gebrauche ich einen Menschen bloß als Mittel, so
handle ich unsittlich, denn ich verweigere ihm das wesentlich zu seiner Per-
sönlichkeit gehörige Recht auf freie Selbstbestimmung. Daher bin ich gehal-
ten, jeden Menschen als Selbstzweck zu behandeln. Die Klausel „niemals
bloß als Mittel“ und „jederzeit zugleich als Zweck“ lässt jedoch den Spiel-
raum für die Möglichkeit offen, dass die andere Person, deren Fähigkeit,
sich selbst Zwecke zu setzen, ich durchaus anerkenne, mir zugleich beim
Verfolgen meiner eigenen Absichten dienlich ist. Dies wird in all den Situa-
tionen der Fall sein, in denen aus freier Übereinkunft der eine etwas tut, das
dem anderen nützt.

Von der Behandlung eines Menschen sowohl als Mittel als auch als Zweck
zu unterscheiden ist der Fall, in dem der andere, den ich als Selbstzweck be-
handle, seinerseits nichts tut, was mir als Mittel zur Verwirklichung meiner
Absichten diente, so dass ich ihn eigentlich gar nicht als Mittel brauche.
Man denke etwa an die alltägliche Situation, in der jemand einer gehbehin-
derten Person beim Überqueren einer Straße behilflich ist: Insofern eine
solche Handlung nicht aus Eigennutz, sondern mit Kant gesprochen aus
Pflicht geschieht, ist der andere hier nicht Mittel, sondern ausschließlich
Zweck. 8 Der Fall verdient deswegen besonderes Interesse, weil die sittliche
Motivation des Handelnden nun zweifelsfrei festzustehen scheint. Denn so-
lange ich jemanden zugleich als Mittel brauche, kann nicht ausgeschlossen
werden, dass mein Tun gar nicht aus Pflicht, sondern aus bloßer Berechnung
und damit aus Neigung geschieht. Behandle ich einen Menschen dagegen
ausschließlich als Zweck, kann offenbar kein Fall von Eigennutz vorliegen.9

Prauss zieht die Folgerung aus dieser Beobachtung und stellt die provo-
zierende These auf, lediglich die dritte Art von Handlungen, nämlich sol-
che, die einen Menschen ausschließlich als Selbstzweck und gar nicht als

7 Der Ausdruck „Selbstzweck“ findet sich bei Kant lediglich in einer Vorlesung zur Metaphy-
sik der Sitten aus dem Jahr 1793/94 (Nachschrift Vigilantius; AA XXVII, 716).

8 Der Fall entspricht Kants Beispiel der verdienstlichen Pflicht gegen andere (vgl. AA IV, 430).
9 Prauss behauptet wohlgemerkt nicht, dass jeder, der einem Hilfsbedürftigen beisteht, dies

notwendigerweise ohne Eigennutz tut. Worum es ihm geht, ist die Tatsache, dass die Behandlung
eines anderen ,nur als Zweck‘ dem von Kant so genannten Handeln „lediglich aus Pflicht“ (vgl.
AA IV, 398) besonders nahezukommen scheint.
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Mıttel brauchen, selen eigentlich moralısch CNNEINL Er z1ıtiert das bıblı-
cche Gleichnis VOo barmherzigen Samarıter, deutlich machen, dass
sıch seline Moralautfassung 1n bester Übereinstimmung mıt der christlichen
Tradıtion efindet. Den verletzten Mann eintach auf der Straßse liegen
lassen und welılter selnes eges vehen, 1St moralısch verwertlich. och
WI1€e begründet Prauss dieses Urteil? Um die Basıs einer kantianıschen Ethik
nıcht verlassen, genugt weder der blofte Appell sıttliıches Getüuhl
och der Hınwels auf die posıtıve Rechtsordnung mıt ıhrem Gebot der Hıl-
teleistung. Die Moral trıtt Prauss zufolge eshalb auf den Plan, weıl M1r der
andere als wıssentlich wollendes und zugleich hılfloses Subjekt vegenüber-
trıtt. Wenn ıch sowohl die prinzıpielle Fähigkeıt des Verletzten weılß,
sıch celbst /7Zwecke setzen und selne eigenen Absıchten verfolgen, als
auch die Unmöglıichkeıt, dies verade 1n diesem Moment eun, bın ıch
verpflichtet, ıhm helfen.

In dem Auttauchen der hılfsbedürftigen anderen Person lıegt tür Prauss
die Objektivıtät der sıttlıchen Forderung begründet. Das moralısch (zute
entspringt nıcht den subjektiven Bedürtnıissen oder Erwagungen des Fın-
zelnen, sondern 1ine Gemeinnschaftt mehrerer Subjekte VOTAaUS, die sıch
ıhres Je eıgenen Wollens bewusst siınd und darın voneınander wIssen. IDIE
Vorzuge dieser Interpretation liegen auf der and Statt sıch 1n abstrakten
Spekulationen über dıie orm moralıscher Grundsätze ergehen oder die
ethiıschen Prinzipien auf ıhre möglıche Verallgemeinerbarkeıt prüfen,
tührt Prauss das siıttlıch Gebotene 1n der Gestalt des auf me1lne Hılfe ANLSC-
wIliesenen konkreten Anderen oreitbar VOTL ugen Man wırd treilich fragen
mussen, inwiewelt der spezıfiısche Sınn, 1n dem Prauss den Ausdruck ‚ob-
jektiv‘ verwendet, der Bedeutung entspricht, die der Begritff 1n der kantı-
schen Ethik besitzt. Als objektiv bezeichnet Kant Gründe des Handelns,
„dıe tür jedes vernünftige Wesen als eın solches yültig sind“ (AA LV, 413)
Auf das Gleichnis angewendet, besagt Objektivıtät soviel w1e Allgemeın-
yültigkeit. Wer auch ımmer des eges entlangkommt, 1St verpflichtet, dem

die Räuber Getallenen helten, Se1l dieser, WEeT wolle Anschaulich
vesprochen, bedeutet Objektivıtät des (suten also dıie beliebige Austausch-
arkeıt sowohl der handelnden als auch der behandelten Personen. Prauss
vebraucht den Ausdruck ‚objektiv‘ hingegen 1mM Blick auf die spezıfiısche
Verfassung, 1n der sıch dıie M1r begegnende Person efindet. Objektiv 1St die
Pflicht helfen insotern, als S1€e sıch auf eın hılfloses Subjekt als (intenti0-
nalen) Gegenstand ezieht.

So INntu1Ltıv einleuchtend diese Deutung der Objektivität der sıttlıchen
Pflicht auch seın INa fangen mıt ıhr die Fragen der Moralbegründung,

die Kant hat, erst Denn soll nıcht durch blofte Intuition
teststehen, dass ıch verpflichtet bın, dem VOTL me1ınen ugen liegenden Ver-
etzten helfen. Die Absıcht der kantıschen Grundlegung der Ethik be-
csteht vielmehr darın, zeıgen, dass der Spruch des iındıyıduellen (jew1lssens
zugleich eın allgemeıines Gebot der Vernuntt darstellt. Selbst WEl
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Mittel brauchen, seien eigentlich moralisch zu nennen. Er zitiert das bibli-
sche Gleichnis vom barmherzigen Samariter, um deutlich zu machen, dass
sich seine Moralauffassung in bester Übereinstimmung mit der christlichen
Tradition befindet. Den verletzten Mann einfach auf der Straße liegen zu
lassen und weiter seines Weges zu gehen, ist moralisch verwerflich. Doch
wie begründet Prauss dieses Urteil? Um die Basis einer kantianischen Ethik
nicht zu verlassen, genügt weder der bloße Appell an unser sittliches Gefühl
noch der Hinweis auf die positive Rechtsordnung mit ihrem Gebot der Hil-
feleistung. Die Moral tritt Prauss zufolge deshalb auf den Plan, weil mir der
andere als wissentlich wollendes und zugleich hilfloses Subjekt gegenüber-
tritt. Wenn ich sowohl um die prinzipielle Fähigkeit des Verletzten weiß,
sich selbst Zwecke zu setzen und seine eigenen Absichten zu verfolgen, als
auch um die Unmöglichkeit, dies gerade in diesem Moment zu tun, bin ich
verpflichtet, ihm zu helfen.

In dem Auftauchen der hilfsbedürftigen anderen Person liegt für Prauss
die Objektivität der sittlichen Forderung begründet. Das moralisch Gute
entspringt nicht den subjektiven Bedürfnissen oder Erwägungen des Ein-
zelnen, sondern setzt eine Gemeinschaft mehrerer Subjekte voraus, die sich
ihres je eigenen Wollens bewusst sind und darin voneinander wissen. Die
Vorzüge dieser Interpretation liegen auf der Hand. Statt sich in abstrakten
Spekulationen über die Form moralischer Grundsätze zu ergehen oder die
ethischen Prinzipien auf ihre mögliche Verallgemeinerbarkeit zu prüfen,
führt Prauss das sittlich Gebotene in der Gestalt des auf meine Hilfe ange-
wiesenen konkreten Anderen greifbar vor Augen. Man wird freilich fragen
müssen, inwieweit der spezifische Sinn, in dem Prauss den Ausdruck ,ob-
jektiv‘ verwendet, der Bedeutung entspricht, die der Begriff in der kanti-
schen Ethik besitzt. Als objektiv bezeichnet Kant Gründe des Handelns,
„die für jedes vernünftige Wesen als ein solches gültig sind“ (AA IV, 413).
Auf das Gleichnis angewendet, besagt Objektivität soviel wie Allgemein-
gültigkeit. Wer auch immer des Weges entlangkommt, ist verpflichtet, dem
unter die Räuber Gefallenen zu helfen, sei dieser, wer er wolle. Anschaulich
gesprochen, bedeutet Objektivität des Guten also die beliebige Austausch-
barkeit sowohl der handelnden als auch der behandelten Personen. Prauss
gebraucht den Ausdruck ,objektiv‘ hingegen im Blick auf die spezifische
Verfassung, in der sich die mir begegnende Person befindet. Objektiv ist die
Pflicht zu helfen insofern, als sie sich auf ein hilfloses Subjekt als (intentio-
nalen) Gegenstand bezieht.

So intuitiv einleuchtend diese Deutung der Objektivität der sittlichen
Pflicht auch sein mag, so fangen mit ihr die Fragen der Moralbegründung,
um die Kant gerungen hat, erst an. Denn es soll nicht durch bloße Intuition
feststehen, dass ich verpflichtet bin, dem vor meinen Augen liegenden Ver-
letzten zu helfen. Die Absicht der kantischen Grundlegung der Ethik be-
steht vielmehr darin, zu zeigen, dass der Spruch des individuellen Gewissens
zugleich ein allgemeines Gebot der Vernunft darstellt. Selbst wenn es zu-
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treften sollte, dass der Gegenstand des sıttlıchen Sollens nıe anderes
als dieser konkrete andere Mensch se1in kann, 1Ü kommt dıie kantısche Selbst-
zwecktormel nıcht ohne den Rückgriff auf dıie allgemeıne Wesensnatur der
menschlichen Person AULS Insotern jedem Menschen die Fähigkeıt ZUSC-
schrieben werden IHNUSS, sıch ach allgemeinen Grundsätzen celbst be-
stımmen, 1St als Subjekt eines vernünftigen Wıllens nzusehen. Die nbe-
dingtheıit der ethıschen Forderung esteht also darın, jedwedes lebendige
Gegenüber, das 1ine meınem eigenen wıssentlichen Wollen entsprechende
Verfassung besitzt, als Selbstzweck behandeln. In Prauss’ Worten:

Wird e1ın Tıier uch noch eınem Menschen, iındem Wollen uch noch wıissentliches
Wollen wird, W1rd C eben adurch prior1 ZU Sıchwollen e1nes Selbstzwecks.
Solches wissentliche Wollen ber II1USS, cobald eınem andern colchen vegenüber-
trıtt, ZU wıissentlichen Fordern werden, weıl e1ın jedes, W A C prior1 VOo  - sich elb ST
weılß, eben damıt prior1 uch VOo  - jedem andern als sich celhbst weılß Umgekehrt
111055 jedes eshalb prior1 uch zZzu wissentlichen Sollen vegenüber jedem csolchen
wissentlichen Fordern werden, wodurch prior1 jene Normatıvitat 1n ULLSCIC Welt
kommt und für ULLSCI CI Umgang miteinander1 1absoluten Mafiistab bıldet 119)

In der kantıschen Selbstzwecktormel kommt der unıyersalıstische Zug der
Ethik 1n der Bezugnahme auf die „Menschheıt sowohl 1n deiner Person, als
1n der Person eines jeden anderen“ (AA LV, 429) ZU Ausdruck. Dass die
Erstreckung des kategorischen Imperatıvs auf alle Menschen 1mM Wesen der
Vernunft celbst grundgelegt 1St, ergıbt sıch ALLS dem Kontext. Deshalb VOCI-

tehlt den Kern des kantıschen Gedankens, WEeT die Grundtormel 1mM Sinne
eines leeren Formalismus auftasst. Dass die Maxımen uUuLLSCIES Handelns (Je-
setzestorm besitzen sollen, 1St bereıts dıie Folge der Annahme, dass sıch

Prinzıipien elines vernünftigen Wıllens handelt. Aufgrund des N
sachlichen Zusamrnenhangs zwıischen der Natur des Menschen, dem obers-
ten Prinzıp der Sıttliıchkeıit un dem Begrıfft der Selbstzwecklichkeit lässt
sıch dıie Objektivität der Pflicht nıcht unabhängig VOo ıhrer Allgemeingül-
tigkeit einsehen. Die Forderung, als Selbstzweck behandelt werden, 1St
U iınsofern berechtigt, als S1€e sıch nıcht einem beliebigen, sondern einem
wıssentlichen Wollen entspringt.

Moral un Recht be1i Kant un: Hegel
Moral und Recht bilden, autete die eingangs geschilderte Ansiıcht, DEWIS-
sermafsen die Innen- unı die Aufßenseıite der sıttliıchen Ordnung. Fur die
Moral zählt VOTL allem die subjektive Gesinnung, 1mM Bereich des Rechts da-

das objektive Verhalten. Während der Moralıst das (zute allentfalls c
bıeten kann, 110U55 der Jurıist erzwıingen. Darum steht moralısches Han-
deln 1n dem Ruf, sittlıch wertvoller se1in als blofß legales Verhalten. Wer
eiliner Regel ALLS eigener Einsicht tolgt, handelt ‚besser‘ als derjen1ge, der e1i-

10 In dem Fall waren ımmer och das Problem der Pflicht sıch selbst (vel. 62, AÄAnmer-
kung S9) SOWI1E das Problem ULLSCICI Verantwortung für dıe Welt der Tiere und Pflanzen Ssen.
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treffen sollte, dass der Gegenstand des sittlichen Sollens nie etwas anderes
als dieser konkrete andere Mensch sein kann, 10 kommt die kantische Selbst-
zweckformel nicht ohne den Rückgriff auf die allgemeine Wesensnatur der
menschlichen Person aus. Insofern jedem Menschen die Fähigkeit zuge-
schrieben werden muss, sich nach allgemeinen Grundsätzen selbst zu be-
stimmen, ist er als Subjekt eines vernünftigen Willens anzusehen. Die Unbe-
dingtheit der ethischen Forderung besteht also darin, jedwedes lebendige
Gegenüber, das eine meinem eigenen wissentlichen Wollen entsprechende
Verfassung besitzt, als Selbstzweck zu behandeln. In Prauss’ Worten:

Wird ein Tier auch noch zu einem Menschen, indem Wollen auch noch wissentliches
Wollen wird, so wird es eben dadurch a priori zum Sichwollen eines Selbstzwecks.
Solches wissentliche Wollen aber muss, sobald es einem andern solchen gegenüber-
tritt, zum wissentlichen Fordern werden, weil ein jedes, was es a priori von sich selbst
weiß, eben damit a priori auch von jedem andern als sich selbst weiß. Umgekehrt
muss jedes deshalb a priori auch zum wissentlichen Sollen gegenüber jedem solchen
wissentlichen Fordern werden, wodurch a priori jene Normativität in unsere Welt
kommt und für unseren Umgang miteinander jenen absoluten Maßstab bildet (119).

In der kantischen Selbstzweckformel kommt der universalistische Zug der
Ethik in der Bezugnahme auf die „Menschheit sowohl in deiner Person, als
in der Person eines jeden anderen“ (AA IV, 429) zum Ausdruck. Dass die
Erstreckung des kategorischen Imperativs auf alle Menschen im Wesen der
Vernunft selbst grundgelegt ist, ergibt sich aus dem Kontext. Deshalb ver-
fehlt den Kern des kantischen Gedankens, wer die Grundformel im Sinne
eines leeren Formalismus auffasst. Dass die Maximen unseres Handelns Ge-
setzesform besitzen sollen, ist bereits die Folge der Annahme, dass es sich
um Prinzipien eines vernünftigen Willens handelt. Aufgrund des engen
sachlichen Zusammenhangs zwischen der Natur des Menschen, dem obers-
ten Prinzip der Sittlichkeit und dem Begriff der Selbstzwecklichkeit lässt
sich die Objektivität der Pflicht nicht unabhängig von ihrer Allgemeingül-
tigkeit einsehen. Die Forderung, als Selbstzweck behandelt zu werden, ist
genau insofern berechtigt, als sie sich nicht einem beliebigen, sondern einem
wissentlichen Wollen entspringt.

2. Moral und Recht bei Kant und Hegel

Moral und Recht bilden, so lautete die eingangs geschilderte Ansicht, gewis-
sermaßen die Innen- und die Außenseite der sittlichen Ordnung. Für die
Moral zählt vor allem die subjektive Gesinnung, im Bereich des Rechts da-
gegen das objektive Verhalten. Während der Moralist das Gute allenfalls ge-
bieten kann, muss der Jurist es erzwingen. Darum steht moralisches Han-
deln in dem Ruf, sittlich wertvoller zu sein als bloß legales Verhalten. Wer
einer Regel aus eigener Einsicht folgt, handelt ,besser‘ als derjenige, der et-

10 In dem Fall wären immer noch das Problem der Pflicht gegen sich selbst (vgl. 62, Anmer-
kung 89) sowie das Problem unserer Verantwortung für die Welt der Tiere und Pflanzen zu lösen.
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W aS blofß eshalb LUL, weıl anderntalls dazu CZWUNSCH wuürde. Moral un
Recht st1immen darın übereın, dass beıde estimmtes vorschreıben.
och während die Moral alleın auf dem Wıllen des jeweıls handeln-
den Subjekts beruht, besitzt das Recht arüuber hınaus die nötıgen Mıttel,

das veforderte (zute nottalls mıt Gewalt durchzusetzen.
Prauss bringt die 1n seiınen ugen vertehlte Auffassung des Verhältnisses

zwıischen Moral un Recht 1U mıt der kantıschen Unterscheidung ZWI1-
schen Handlungen ‚AUS Pflicht‘ unı ‚gemälfßs der Pflicht‘ 1n Zusammenhang.
Dabei stutzt sıch auf die Beobachtung, dass Kant celbst den besagten Un-
terschied 1mM Laute der eıt ımmer ausdrücklicher als Gegensatz VOo Mora-
lıtät und Legalıtät vefasst hat Fur das 1n der „Grundlegung ZUr Metaphysık
der Sıtten“ erorterte Verhalten des klugen Kaufmanns, der seline Kunden
ALLS Berechnung nıcht übervorteılt, reserviert Kant 1n der „Krıitik der prak-
tischen Vernuntt“ den Begrıfft der Legalıtät und ıhm dıie Moralıtät enNnTt-

vegen. “ In der „Metaphysık der Sıtten“ definiert Kant Legalıtät als „dıe
blofße Übereinstimmung oder Nıchtübereinstimmung eiliner Handlung mıt
dem (esetz“ (AA VIÜ,; 219) IDIE Po1inte der kantıschen Unterscheidung lıegt
1n der Rolle, welche die subjektive Motiyatıon jJeweıls spielt. Wer moralısch
ZuL handelt, LU 35 des (Jesetzes willen“, das heıilßt „ AUS Achtung türs
(Jesetz“ (AA V, 81) Wer ındes lediglich der Pflicht vemäßß, aber nıcht ALLS

Pflicht ZuL handelt, TUut aufgrund ırgendeiner anderen Triebteder, das
heıfßst, 35  Ur vermuiıttelst eines Getühls“ (AA V, 71) Fın solches Handeln
nn Kant 1n der Religionsschrift „gesetzlıch ZuL (legal)“ (AA VIÜ,; 30)

Wıe dem Kantkenner nıcht entgehen kann, erschöpft die VOo Prauss 71-
tlerte Unterscheidung zwıschen Legalıtät unı Moralıtät mıt Rücksicht auf
die dem Handeln jeweıls zugrunde liegende Triebfeder keinestalls den kan-
tischen Begrıfft VOo Recht und Moral, der beı der Einteilung der „Metaphy-
ık der Sıtten“ ate vestanden hat Daher sind die tolgenden Ausführungen
nıcht als Deutung der kantıschen Rechts- oder Tugendlehre verstehen,
sondern als Reflexion auf die mıt eliner talschen Gegenüberstellung VOo

Recht und Moral einhergehenden Schwierigkeiten. S1e lassen sıch schlag-
wortartiıg verkürzt als die Veräußerlichung des Rechts un die Privatisie-
LUNS der Moral kennzeichnen. IDIE Veräußerlichung des Rechts zeıgt sıch
tür Prauss anderem daran, dass Kant ZUuUr Beschreibung des Rechtsver-
hältnısses auf 1ne mechanısche Metapher zurückgreıft. Kant veht VOo der
Voraussetzung AaUS, dass die Rechtsordnung dem Zweck dienen soll, das
triedliche Zusammenleben der Menschen siıcherzustellen. Das Recht soll
verhindern helten, dass der Gebrauch der Freiheit des einen die Freiheit des
anderen über Gebühr einschränkt. Um se1ine ordnende Funktion erfüllen
können, 1St das Recht aut spezıfısche Zwangsmafßsnahmen angewıl1esen. Kant
spricht eshalb VOo Recht auch als dem „Gesetz eines mıt jedermanns YTel-
eıt notwendig Zusamrnenstirnrnenden wechselseıitigen Zwanges” (AA VIÜ,;

Vel V, /1; S 1; 118; 151
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was bloß deshalb tut, weil er andernfalls dazu gezwungen würde. Moral und
Recht stimmen darin überein, dass beide etwas Bestimmtes vorschreiben.
Doch während die Moral allein auf dem guten Willen des jeweils handeln-
den Subjekts beruht, besitzt das Recht darüber hinaus die nötigen Mittel,
um das geforderte Gute notfalls mit Gewalt durchzusetzen.

Prauss bringt die in seinen Augen verfehlte Auffassung des Verhältnisses
zwischen Moral und Recht nun mit der kantischen Unterscheidung zwi-
schen Handlungen ,aus Pflicht‘ und ,gemäß der Pflicht‘ in Zusammenhang.
Dabei stützt er sich auf die Beobachtung, dass Kant selbst den besagten Un-
terschied im Laufe der Zeit immer ausdrücklicher als Gegensatz von Mora-
lität und Legalität gefasst hat. Für das in der „Grundlegung zur Metaphysik
der Sitten“ erörterte Verhalten des klugen Kaufmanns, der seine Kunden
aus Berechnung nicht übervorteilt, reserviert Kant in der „Kritik der prak-
tischen Vernunft“ den Begriff der Legalität und setzt ihm die Moralität ent-
gegen. 11 In der „Metaphysik der Sitten“ definiert Kant Legalität als „die
bloße Übereinstimmung oder Nichtübereinstimmung einer Handlung mit
dem Gesetz“ (AA VI, 219). Die Pointe der kantischen Unterscheidung liegt
in der Rolle, welche die subjektive Motivation jeweils spielt. Wer moralisch
gut handelt, tut es „um des Gesetzes willen“, das heißt „aus Achtung fürs
Gesetz“ (AA V, 81). Wer indes lediglich der Pflicht gemäß, aber nicht aus
Pflicht gut handelt, tut es aufgrund irgendeiner anderen Triebfeder, das
heißt, „nur vermittelst eines Gefühls“ (AA V, 71). Ein solches Handeln
nennt Kant in der Religionsschrift „gesetzlich gut (legal)“ (AA VI, 30).

Wie dem Kantkenner nicht entgehen kann, erschöpft die von Prauss zi-
tierte Unterscheidung zwischen Legalität und Moralität mit Rücksicht auf
die dem Handeln jeweils zugrunde liegende Triebfeder keinesfalls den kan-
tischen Begriff von Recht und Moral, der bei der Einteilung der „Metaphy-
sik der Sitten“ Pate gestanden hat. Daher sind die folgenden Ausführungen
nicht als Deutung der kantischen Rechts- oder Tugendlehre zu verstehen,
sondern als Reflexion auf die mit einer falschen Gegenüberstellung von
Recht und Moral einhergehenden Schwierigkeiten. Sie lassen sich schlag-
wortartig verkürzt als die Veräußerlichung des Rechts und die Privatisie-
rung der Moral kennzeichnen. Die Veräußerlichung des Rechts zeigt sich
für Prauss unter anderem daran, dass Kant zur Beschreibung des Rechtsver-
hältnisses auf eine mechanische Metapher zurückgreift. Kant geht von der
Voraussetzung aus, dass die Rechtsordnung dem Zweck dienen soll, das
friedliche Zusammenleben der Menschen sicherzustellen. Das Recht soll
verhindern helfen, dass der Gebrauch der Freiheit des einen die Freiheit des
anderen über Gebühr einschränkt. Um seine ordnende Funktion erfüllen zu
können, ist das Recht auf spezifische Zwangsmaßnahmen angewiesen. Kant
spricht deshalb vom Recht auch als dem „Gesetz eines mit jedermanns Frei-
heit notwendig zusammenstimmenden wechselseitigen Zwanges“ (AA VI,

11 Vgl. AA V, 71; 81; 118; 151.
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232) Zur Veranschaulichung edient sıch der „Analogıe der Möglıichkeıt
treier ewegungen der Körper dem (Jesetz der Gleichheıit der W/1r-
kung und Gegenwirkung“ ebd.)

Wıe das physıkalische Prinzıp VOo AcCtio un YeACctıO das treıe Spiel etiw221
zweler Billardkugeln bestimmt, das staatlıche (Jesetz dem treien
TIreiben der Burger se1ne (Gsrenzen. och ebenso problematısch wI1e elner-
Se1Its die ede VOo der treıen ewegung materieller KOrper 1St andererselts
der Gedanke eines ZU. Handeln CZWUN:  ECNECN Subjekts. Denn weder besit-
zen dıie Billardkugeln einen Wıllen, der ıhnen erlauben würde, auch 1n
1ine andere Rıchtung rollen, och lässt sıch physısch Erzwungenes
sinnvollerweıise als Handlung verstehen. Sollte die rechtliche Ordnung also
lediglich durch außeren Zwang gekennzeichnet se1n, liefßen sıch ıhre Nor-
IHNEeN nıcht als treı handelnde Subjekte gerichtet deuten. Ihre Befolgung
veschähe „SOZUSagCN 1n Gesinnungslosigkeit als blofßer Nachgiebigkeıt c
CI Druckausübung“ (112 LAasst Ianl die Frage, ob Prauss die VOo Kant
vebrauchte Analogıe ANSCHICSSCHEIL interpretiert, einmal auf sıch beruhen,
dann esteht dıie Herausforderung darın, das Recht nıcht alleın VOo dem
ıhm zweıtellos auch beiwohnenden Zwangscharakter her, sondern außer-
dem 1n se1iner eigentümlıchen Verschränkung VOo Wollen und Muüussen
verstehen. Prauss beschreıibt dıie sıttlıche Pflicht als eın Wollen namlıch
desjeniıgen, der den anderen zugleich als Zweck behandelt das 1n einem
Mussen eründet, welches seinerseılts einem Wollen entspringt näamlıch
desjeniıgen, der nıcht blo{fiß als Mıttel gyebraucht werden wıl Angesichts
dieses Zusammenspiels VOo Wollen un Mussen oreift die Meınung kurz,
LUr die Moral edeute eın Sollen, das Recht hingegen einen Zwang.

Hegel hat, wI1e scheınt, dıie mıt dem einseıtigen Begritff der Legalıtät
verbundenen Schwierigkeiten nıcht L1UTL VOo Anfang erkannt, sondern
auch auf die Spitze getrieben. Tatsächlich betrachtet Hegel Recht und Moral
nıcht als gleichberechtigte Glieder eines „Metaphysık der Sıtten“ QENANNTEN
(GGanzen, sondern bringt S1€e 1n 1ine logische Abfolge, und das heıilßt bel He-
gel, 1n 1ne Rangordnung. Fur Hegel steht die Moral höher als das Recht,
weıl dieses blo{fiß Außerliches darstellt, während *  Jjene die Subjektivıität
verkörpert. Der Gedanke VOo der Rechtsordnung als eiliner Art Zwangsme-
chanısmus ] 53 ertährt beı Hegel 1ine weltere Zuspitzung, WEl eiınen Staat,
der keiınen Wert auf die sıttliıche Gesinnung se1iner Burger legt, als „Ma-
schine“ bezeichnet (GW 10/1, 414) Vor allem aber o1ibt sıch Hegel keiınen
Ilusionen hın, W aS die negatıven Auswüchse eiliner veraäußerlichten Autfas-

172 In seiınem Hauptwerk spricht Prauss V ULLSCI CII Sollen als der Eıinheıt e1Nes durch Mus-
SCI1 bedingten Wollens und einNnes durch Wollen bedingten uUssens (vel. ders., Di1e Welt und
WIr, 768

1 3 Bereıts In dem 1797 entstandenen CNANNLEN „Altesten 5ystemprogramm ” hatte a
heıfßen: ‚Jeder Staat IL11LL155S freıe Menschen als mechanısches Räderwerk behandeln“ (1n: Bubner
_ Hg.]; Das Alteste 5ystemprogramm. Stuchen ZULI Frühgeschichte des deutschen Idealısmus, Bonn
1973, 263)
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232). Zur Veranschaulichung bedient er sich der „Analogie der Möglichkeit
freier Bewegungen der Körper unter dem Gesetz der Gleichheit der Wir-
kung und Gegenwirkung“ (ebd.).

Wie das physikalische Prinzip von actio und reactio das freie Spiel etwa
zweier Billardkugeln bestimmt, so setzt das staatliche Gesetz dem freien
Treiben der Bürger seine Grenzen. Doch ebenso problematisch wie einer-
seits die Rede von der freien Bewegung materieller Körper ist andererseits
der Gedanke eines zum Handeln gezwungenen Subjekts. Denn weder besit-
zen die Billardkugeln einen Willen, der es ihnen erlauben würde, auch in
eine andere Richtung zu rollen, noch lässt sich etwas physisch Erzwungenes
sinnvollerweise als Handlung verstehen. Sollte die rechtliche Ordnung also
lediglich durch äußeren Zwang gekennzeichnet sein, ließen sich ihre Nor-
men nicht als an frei handelnde Subjekte gerichtet deuten. Ihre Befolgung
geschähe „sozusagen in Gesinnungslosigkeit als bloßer Nachgiebigkeit ge-
gen Druckausübung“ (112). Lässt man die Frage, ob Prauss die von Kant
gebrauchte Analogie angemessenen interpretiert, einmal auf sich beruhen,
dann besteht die Herausforderung darin, das Recht nicht allein von dem
ihm zweifellos auch beiwohnenden Zwangscharakter her, sondern außer-
dem in seiner eigentümlichen Verschränkung von Wollen und Müssen zu
verstehen. Prauss beschreibt die sittliche Pflicht als ein Wollen – nämlich
desjenigen, der den anderen zugleich als Zweck behandelt –, das in einem
Müssen gründet, welches seinerseits einem Wollen entspringt – nämlich
desjenigen, der nicht bloß als Mittel gebraucht werden will. 12 Angesichts
dieses Zusammenspiels von Wollen und Müssen greift die Meinung zu kurz,
nur die Moral bedeute ein Sollen, das Recht hingegen einen Zwang.

Hegel hat, wie es scheint, die mit dem einseitigen Begriff der Legalität
verbundenen Schwierigkeiten nicht nur von Anfang an erkannt, sondern
auch auf die Spitze getrieben. Tatsächlich betrachtet Hegel Recht und Moral
nicht als gleichberechtigte Glieder eines „Metaphysik der Sitten“ genannten
Ganzen, sondern bringt sie in eine logische Abfolge, und das heißt bei He-
gel, in eine Rangordnung. Für Hegel steht die Moral höher als das Recht,
weil dieses etwas bloß Äußerliches darstellt, während jene die Subjektivität
verkörpert. Der Gedanke von der Rechtsordnung als einer Art Zwangsme-
chanismus 13 erfährt bei Hegel eine weitere Zuspitzung, wenn er einen Staat,
der keinen Wert auf die sittliche Gesinnung seiner Bürger legt, als „Ma-
schine“ bezeichnet (GW 10/1, 414). Vor allem aber gibt sich Hegel keinen
Illusionen hin, was die negativen Auswüchse einer veräußerlichten Auffas-

12 In seinem Hauptwerk spricht Prauss von unserem Sollen als der Einheit eines – durch Müs-
sen – bedingten Wollens und eines – durch Wollen – bedingten Müssens (vgl. ders., Die Welt und
wir, 768 f.).

13 Bereits in dem um 1797 entstandenen so genannten „Ältesten Systemprogramm“ hatte es ge-
heißen: „Jeder Staat muss freie Menschen als mechanisches Räderwerk behandeln“ (in: R. Bubner
[Hg.], Das älteste Systemprogramm. Studien zur Frühgeschichte des deutschen Idealismus, Bonn
1973, 263).
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SUuNs des Rechts betrittt Ofrt SCHUS, lautet se1in Einwand, verbergen sıch
hınter der vermeıntlichen Gleichheit aller VOTL dem (Jesetz dıie oröfßten Un-
gerechtigkeiten. In der „Phänomenologıe des Gelistes“ spricht Hegel des-
halb VOo der „geistlosen Allgemeıinheıt“ des Rechts, mıt dessen Hılfe sıch
alle Formen iındıyıdueller Absonderlichkeiten rechtfertigen lasse, unı
dessen Deckmantel der Einzelne leicht ZU Spielball mächtiger Interessen
werde (GW 9, 267)

Gegenüber dem negatıven, blo{fiß verbietenden Charakter des Rechts be-
oreift Hegel das moralısche Handeln als Posiıtives. Es eziehe sıch „auf
den Menschen nıcht als abstrakte Person”, deren Freiheit 1L1LUTL nıcht ANZUTLAS-
ten sel, sondern z1ele auf die „Bestimmungen se1nes besonderen Daseins“,

ıhm tatsächlich (zutes erwelisen (GW 10/1, 404) och die Einord-
DUn der Moral über dem Recht macht Hegel keineswegs blınd tür die Fın-
seıtigkeıten eliner eın iınnerlich verstandenen Moralıtät. In dem gleichnamı-
CI Abschnıitt der „Phänomenologıe des Gelstes“ erortert austührlich die
Getahr der Verstellung und sıch krıitisch mıt dem romantıschen Bıld
der „schönen Seele“ auseinander, die, L1UTL och dem eıgenen (Gew1ssen VOCI-

pflichtet, VOo Handeln gahnz absıeht und sıch stattdessen auf die Kontem-
platıon hoher Ideale unı dıie Beurteilung der Taten anderer verlegt.

ach dem Scheitern des geschilderten Versuchs, Recht und Moral AUSElL-
nanderzuhalten, schlägt Prauss 1ine andere Grenzziehung VOo  S Das INOTLAa-

lısch (zute hat tür ihn, wI1e bereıts angedeutet, den Sinn der Behandlung e1-
1165 anderen Menschen, der nıcht ZUuUr Selbsthilfe iımstande 1St, eın als
Zweck Zur Defhinition des rechtlich (suten oreift Prauss sodann auf dıie 1n
der Selbstzwecktormel des kategorischen Imperatıvs enthaltene Bestim-
IHUNS des Gebrauchs eliner Person nıcht blo{fiß als Mıttel, sondern zugleich
als Zweck zurück. Prauss vertrıtt damıt die verblütfende These, dass Kant
1mM zweıten Abschnıitt der „Grundlegung ZUuUr Metaphysık der Sıtten“ eigent-
ıch ar nıcht bıs ZU. moralısch (suten vorgedrungen, sondern beım
Rechtsverhältnis stehengeblieben Sel Frganze Ianl Kants Überlegungen 1n
ANSCHICSSCHCI Weıise durch dıie Unterscheidung zwıschen Personen, die sıch
celbst helten durchaus täahıg sind, und solchen, dıie VOo der Hılfe anderer
abhängen, ergebe sıch jeweıls 1ine sıttlıche Forderung eigener Art In dem
einen Fall ol ıch den auf me1lne Hılte angewliesenen anderen nıcht als Mıt-
tel, sondern ausschlieflich als Zweck sıch celbst behandeln. Dieser
Fall, der das moralısch (zute darstellt, verlangt vew1ıssermafßen eın „Maxı-
IU Zuwendung“ (70)

Aus der Bestimmung des moralısch (suten als die ‚Pflicht“, einen nıcht ZUuUr

Selbsthilfe tahıgen anderen Menschen eın als Zweck behandeln, tolgt 11 -

Angesıchts der beıcden Extreme einer mechanıstischen Rechtsordnung einerselts und einer
verinnerlichten Moralıtät andererselts sıeht sıch Hegel bekanntlıch veranlasst, den Staat als eın dıe
beıcden Sphären des posıtıven Rechts und der Moral übergreitendes rTıttes einzuführen: davon

mehr.
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sung des Rechts betrifft. Oft genug, so lautet sein Einwand, verbergen sich
hinter der vermeintlichen Gleichheit aller vor dem Gesetz die größten Un-
gerechtigkeiten. In der „Phänomenologie des Geistes“ spricht Hegel des-
halb von der „geistlosen Allgemeinheit“ des Rechts, mit dessen Hilfe sich
alle Formen individueller Absonderlichkeiten rechtfertigen lasse, und unter
dessen Deckmantel der Einzelne leicht zum Spielball mächtiger Interessen
werde (GW 9, 267).

Gegenüber dem negativen, bloß verbietenden Charakter des Rechts be-
greift Hegel das moralische Handeln als etwas Positives. Es beziehe sich „auf
den Menschen nicht als abstrakte Person“, deren Freiheit nur nicht anzutas-
ten sei, sondern ziele auf die „Bestimmungen seines besonderen Daseins“,
um ihm tatsächlich Gutes zu erweisen (GW 10/1, 404). Doch die Einord-
nung der Moral über dem Recht macht Hegel keineswegs blind für die Ein-
seitigkeiten einer rein innerlich verstandenen Moralität. In dem gleichnami-
gen Abschnitt der „Phänomenologie des Geistes“ erörtert er ausführlich die
Gefahr der Verstellung und setzt sich kritisch mit dem romantischen Bild
der „schönen Seele“ auseinander, die, nur noch dem eigenen Gewissen ver-
pflichtet, vom Handeln ganz absieht und sich stattdessen auf die Kontem-
plation hoher Ideale und die Beurteilung der Taten anderer verlegt. 14

Nach dem Scheitern des geschilderten Versuchs, Recht und Moral ausei-
nanderzuhalten, schlägt Prauss eine andere Grenzziehung vor. Das mora-
lisch Gute hat für ihn, wie bereits angedeutet, den Sinn der Behandlung ei-
nes anderen Menschen, der nicht zur Selbsthilfe imstande ist, rein als
Zweck. Zur Definition des rechtlich Guten greift Prauss sodann auf die in
der Selbstzweckformel des kategorischen Imperativs enthaltene Bestim-
mung des Gebrauchs einer Person nicht bloß als Mittel, sondern zugleich
als Zweck zurück. Prauss vertritt damit die verblüffende These, dass Kant
im zweiten Abschnitt der „Grundlegung zur Metaphysik der Sitten“ eigent-
lich gar nicht bis zum moralisch Guten vorgedrungen, sondern beim
Rechtsverhältnis stehengeblieben sei. Ergänze man Kants Überlegungen in
angemessener Weise durch die Unterscheidung zwischen Personen, die sich
selbst zu helfen durchaus fähig sind, und solchen, die von der Hilfe anderer
abhängen, ergebe sich jeweils eine sittliche Forderung eigener Art. In dem
einen Fall soll ich den auf meine Hilfe angewiesenen anderen nicht als Mit-
tel, sondern ausschließlich als Zweck an sich selbst behandeln. Dieser erste
Fall, der das moralisch Gute darstellt, verlangt gewissermaßen ein „Maxi-
mum an Zuwendung“ (70).

Aus der Bestimmung des moralisch Guten als die ,Pflicht‘, einen nicht zur
Selbsthilfe fähigen anderen Menschen rein als Zweck zu behandeln, folgt in-

14 Angesichts der beiden Extreme einer mechanistischen Rechtsordnung einerseits und einer
verinnerlichten Moralität andererseits sieht sich Hegel bekanntlich veranlasst, den Staat als ein die
beiden Sphären des positiven Rechts und der Moral übergreifendes Drittes einzuführen; davon
unten mehr.
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des nıcht eintach das ‚Recht“‘, jemanden, der ZUuUr Selbsthilte iımstande 1St, 1U

ach Belieben als Mıttel vebrauchen, sondern wıederum die ‚Pflicht“, den
ZUuUr Selbsthilte tähıgen anderen Menschen jederzeıt zugleich als Zweck, nlie-
mals blofß als Mıttel vebrauchen. Obwohl das rechtlich Gute, verglichen
mıt dem moralısch Guten, als eın „Mınımum Zuwendung“ (69) erscheınt,
1St das Recht ebenso verpflichtend WI1€e dıie Moral Deshalb lässt sıch die For-
derung des Rechts auch nıcht SOZUSASECN übererfüllen, ındem ıch jemanden
eın als Zweck behandle, der eigentlich ZUr Selbsthilfe iımstande 1ST. ach
dem Prauss’schen Verständnis VOo ‚gut ware eın solches Verhalten, das sıch
1n estimmten Formen des karıtatıven oder so7z1alstaatlıchen Assıstenz1alıs-
I1U$S nıederschlagen INa eın Werk der Übergebühr, sondern verade das
Vertehlen des 1n dem betreftenden Fall geforderten (rechtlich) (Gsuten

Entsprechend den beıden ÄArten des (suten stellt Prauss Wel Fassungen
des kategorischen Imperatıvs einander vegenüber. Die 1St das Prinzıp
der Moral und verlangt die Behandlung eines Subjekts 35  Ur als Selbst-
zweck“; die 7zwelıte regelt die Sphäre des Rechts unı vebiletet, eın Subjekt
„auch als Selbstzweck“ behandeln 10) Gemäfßs den beıden Imperatıven
ergeben sıch Wel Mögliıchkeiten, Böses IU  5 Wer einem hılflos daliegen-
den Verletzten nıcht beisteht, handelt moralısch böse. Anders als beı Kant
1St beli Prauss der Fall ausgeschlossen, dass 1ine Handlung, dıie nıcht als (mo
ralısch) ZuL angesehen werden kann, ennoch als ‚pflichtgemäfs‘ oilt. Sobald
ıch einen Menschen, der nıcht ZUuUr Selbsthilfe iımstande 1St, ‚auch als Mıttel‘
vebrauche, behandle ıch ıh IDSO Ur als Mıttel‘, und me1lne Handlung 1St
böse. Davon abzuheben 1St eın Verhalten, durch das ıch einem 1mM Prinzıp
ZUuUr Selbstbestimmung tahıgen anderen Menschen gleichsam mıt se1iner Fın-
wiılliıgung Schaden zufüge, ındem ıch ıhm vorenthalte, das ıhm eigent-
ıch zusteht. Wer ıne ZUuUr Selbsthilte tähıge andere Person L1UTL als Mıttel C
braucht, der handelt rechtlich boöse. Es liefße sıch mıt Prauss allenfalls eın
kasulstischer Streit arüuber tühren, ob etiw221 das sıttenwıdrıge Verhalten des
Wırts, der se1ine ahnungslosen (‚äste übervorteılt, eher das Recht oder
doch die Moral verstöfst. ber annn nıcht se1n, dass eın ehrlicher
Geschättsmann pflichtgemäfßs handelt und trotzdem nıcht ZuL

Zur Begründung des säkularen Staates

Die VOo Prauss kritisıerte alsche Bestimmung des Verhältnisses zwıschen
Moral unı Recht schlägt unmıttelbar auf das Verständnıis des Staates durch
Wer das Recht als eın aufßerliche, mechanıschen Zwang ausubende Ord-
DU auftfasst, der begreıft 1n der Regel den Staat als (saranten des Rechts.
Die Funktion der staatlıchen Gewalt esteht darın, die Burger ZUuUr Einhal-
LUNg der (jesetze zwıingen. och iınsofern sıch bel den staatlıchen (Je-
setzen durch Menschen DESCIZLES Recht handelt, tunglert der Staat
gleich als Gesetzgeber. Wıe lässt sıch das positive Recht seinerselts
begründen? ıbt einen über blofte Vertahrensregeln hinausreichenden
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des nicht einfach das ,Recht‘, jemanden, der zur Selbsthilfe imstande ist, nun
nach Belieben als Mittel zu gebrauchen, sondern wiederum die ,Pflicht‘, den
zur Selbsthilfe fähigen anderen Menschen jederzeit zugleich als Zweck, nie-
mals bloß als Mittel zu gebrauchen. Obwohl das rechtlich Gute, verglichen
mit dem moralisch Guten, als ein „Minimum an Zuwendung“ (69) erscheint,
ist das Recht ebenso verpflichtend wie die Moral. Deshalb lässt sich die For-
derung des Rechts auch nicht sozusagen übererfüllen, indem ich jemanden
rein als Zweck behandle, der eigentlich zur Selbsthilfe imstande ist. Nach
dem Prauss’schen Verständnis von ,gut‘ wäre ein solches Verhalten, das sich
in bestimmten Formen des karitativen oder sozialstaatlichen Assistenzialis-
mus niederschlagen mag, kein Werk der Übergebühr, sondern gerade das
Verfehlen des in dem betreffenden Fall geforderten (rechtlich) Guten.

Entsprechend den beiden Arten des Guten stellt Prauss zwei Fassungen
des kategorischen Imperativs einander gegenüber. Die erste ist das Prinzip
der Moral und verlangt die Behandlung eines Subjekts „nur als Selbst-
zweck“; die zweite regelt die Sphäre des Rechts und gebietet, ein Subjekt
„auch als Selbstzweck“ zu behandeln (110). Gemäß den beiden Imperativen
ergeben sich zwei Möglichkeiten, Böses zu tun. Wer einem hilflos daliegen-
den Verletzten nicht beisteht, handelt moralisch böse. Anders als bei Kant
ist bei Prauss der Fall ausgeschlossen, dass eine Handlung, die nicht als (mo-
ralisch) gut angesehen werden kann, dennoch als ,pflichtgemäß‘ gilt. Sobald
ich einen Menschen, der nicht zur Selbsthilfe imstande ist, ,auch als Mittel‘
gebrauche, behandle ich ihn eo ipso ,nur als Mittel‘, und meine Handlung ist
böse. Davon abzuheben ist ein Verhalten, durch das ich einem im Prinzip
zur Selbstbestimmung fähigen anderen Menschen gleichsam mit seiner Ein-
willigung Schaden zufüge, indem ich ihm etwas vorenthalte, das ihm eigent-
lich zusteht. Wer eine zur Selbsthilfe fähige andere Person nur als Mittel ge-
braucht, der handelt rechtlich böse. Es ließe sich mit Prauss allenfalls ein
kasuistischer Streit darüber führen, ob etwa das sittenwidrige Verhalten des
Wirts, der seine ahnungslosen Gäste übervorteilt, eher gegen das Recht oder
doch gegen die Moral verstößt. Aber es kann nicht sein, dass ein ehrlicher
Geschäftsmann pflichtgemäß handelt und trotzdem nicht gut.

3. Zur Begründung des säkularen Staates

Die von Prauss kritisierte falsche Bestimmung des Verhältnisses zwischen
Moral und Recht schlägt unmittelbar auf das Verständnis des Staates durch.
Wer das Recht als rein äußerliche, mechanischen Zwang ausübende Ord-
nung auffasst, der begreift in der Regel den Staat als Garanten des Rechts.
Die Funktion der staatlichen Gewalt besteht darin, die Bürger zur Einhal-
tung der Gesetze zu zwingen. Doch insofern es sich bei den staatlichen Ge-
setzen um durch Menschen gesetztes Recht handelt, fungiert der Staat zu-
gleich als Gesetzgeber. Wie lässt sich das positive Recht seinerseits
begründen? Gibt es einen über bloße Verfahrensregeln hinausreichenden
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Ma{(istab ZUuUr Beurteilung staatlıcher (Jesetze? der genugt ZUr Rechtter-
tiıgung der geltenden Normen, dass S1€e VOo der jeweılıgen Obrigkeıt erlassen
wurden? Fur Prauss esteht dıie tragısche Folge der Deutung pflichtgemä-
en Verhaltens als Legalıtät darın, dass Kant, WEl auch wıder Wıllen, dem

Jurısten welılt verbreıteten Positivismus Vorschub geleistet hat
Natürlich stellt der Positivismus die Absıcht der kantıschen Rechtslehre

U auf den Kopf, W ar Kant doch der Überzeugung, die einzelnen Prinz1-
pıen der rechtlichen Ordnung ALLS dem kategorischen Imperatıv als dem
Grundgesetz der praktiıschen Vernuntt ableıten können. ber Prauss’
Beobachtung, dass sıch der kantısche Begrıfft der Legalıtät 1n getährlicher
ähe ZU Rechtspositivismus befindet, verdient edacht werden. Denn
<obald das Kants Rechtslehre tragende Ax1ıom VOo der notwendigen Ver-
miıttlung der sıttliıchen Freıiheit eines jeden Menschen mıt der sıttliıchen YTel-
eıt aller anderen nıcht mehr ZU. traglos anerkannten Grundbestand C
csellschattlicher Überzeugungen vehört, stellt sıch das Problem der Begruün-
dung rechtlicher Normen. (sJenau das 1St Prauss zufolge mıiıttlerweıle der
Fall In ULLSCIETLT <äkularen Gesellschaft siınd nıcht L1UTL die vormals relig1ösen
Grundlagen des Rechts zerbrochen, sondern der Glaube die prinzıpielle
Überlegenheit des treiheıtlichen Staates vegenüber anderen polıtischen For-
IHNEeN oilt celbst LUr och als 1ne nıcht welılter begründbare Option
mehreren möglıchen. Vor dem Rechtspositivismus siınd alle Regimes gleich.

Mıt dieser wen1g beruhigenden Diagnose steht Prauss nıcht allein Se1lit C
LAaUTILNET eıt wırd 1n der Rechtsphilosophie die rage diskutiert, ob der _-

derne Staat se1iner Legıitimation nıcht auf 1ine Begründung angewı1esen
sel, dıie sıch mıt den ıhm Gebote stehenden Mıtteln der polıtischen WiL-
lensbildung unmöglıch bewerkstelligen lasse. Die klassısche Formulierung
des Problems STAamm T VOo Böckentörde, der bereıts 1n den sech71-
CI Jahren dıie These autfstellte: „Der treiheıitliche, <äkularısıerte Staat ehbt
VOo Voraussetzungen, die celbst nıcht varantıeren kann.  < 15 ach Me1-
DUn Böckentördes können derartıge vorpolıtische Grundlagen des Rechts
L1UTL ALLS der Religion STamMmmMeEen Wollen WIr U1L15 ach den Gräueln des WEe1-
ten Weltkriegs und der Genozıde des 20 Jahrhunderts nıcht erneut der (Je-
tahr des Totalıtarısmus ausSSsSeIZCN, bedart einer Rückbesinnung auf die
relıg1öse Begründung der Wiürde und der tundamentalen Rechte des Men-
schen. Fın vollständiger Verzicht auf das der christlichen Tradıtion entinom-
TINENE Bıld VOo Menschen als einem Geschöpf (sJottes mıt eliner einmalıgen
Persönlichkeıit hıefße, zugleich 1L1ISeETE Rechtsordnung auts Spiel
setizen

15 Böckenförde, „Die Entstehung des Staates als Vorgang der Säkularısation“ 1967), 1n'
Ders., Recht, Staat, Freiheıt. Stuchen Rechtsphilosophie, Staatstheorie und Vertassungsge-
chıichte, Frankturt Maın 1991, ” _1 14, 1172 Die rage wurce wıieder aufgegritfen von J. Ha-

bermas In seiınem CGespräch mıt Ratzınger ber „Vorpolitische Grundlagen des demokratıiıschen
Rechtsstaats“ (1n Habermas/Benedictus <Pap4a, VES If. Katzınger/, Dıalektik der Säkuları-
sıerung. ber Vernuntit und Relıgion, Freiburg Br u a. ] 2005, 16).
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Maßstab zur Beurteilung staatlicher Gesetze? Oder genügt es zur Rechtfer-
tigung der geltenden Normen, dass sie von der jeweiligen Obrigkeit erlassen
wurden? Für Prauss besteht die tragische Folge der Deutung pflichtgemä-
ßen Verhaltens als Legalität darin, dass Kant, wenn auch wider Willen, dem
unter Juristen weit verbreiteten Positivismus Vorschub geleistet hat.

Natürlich stellt der Positivismus die Absicht der kantischen Rechtslehre
genau auf den Kopf, war Kant doch der Überzeugung, die einzelnen Prinzi-
pien der rechtlichen Ordnung aus dem kategorischen Imperativ als dem
Grundgesetz der praktischen Vernunft ableiten zu können. Aber Prauss’
Beobachtung, dass sich der kantische Begriff der Legalität in gefährlicher
Nähe zum Rechtspositivismus befindet, verdient bedacht zu werden. Denn
sobald das Kants Rechtslehre tragende Axiom von der notwendigen Ver-
mittlung der sittlichen Freiheit eines jeden Menschen mit der sittlichen Frei-
heit aller anderen nicht mehr zum fraglos anerkannten Grundbestand ge-
sellschaftlicher Überzeugungen gehört, stellt sich das Problem der Begrün-
dung rechtlicher Normen. Genau das ist Prauss zufolge mittlerweile der
Fall. In unserer säkularen Gesellschaft sind nicht nur die vormals religiösen
Grundlagen des Rechts zerbrochen, sondern der Glaube an die prinzipielle
Überlegenheit des freiheitlichen Staates gegenüber anderen politischen For-
men gilt selbst nur noch als eine nicht weiter begründbare Option unter
mehreren möglichen. Vor dem Rechtspositivismus sind alle Regimes gleich.

Mit dieser wenig beruhigenden Diagnose steht Prauss nicht allein. Seit ge-
raumer Zeit wird in der Rechtsphilosophie die Frage diskutiert, ob der mo-
derne Staat zu seiner Legitimation nicht auf eine Begründung angewiesen
sei, die sich mit den ihm zu Gebote stehenden Mitteln der politischen Wil-
lensbildung unmöglich bewerkstelligen lasse. Die klassische Formulierung
des Problems stammt von E. W. Böckenförde, der bereits in den sechzi-
ger Jahren die These aufstellte: „Der freiheitliche, säkularisierte Staat lebt
von Voraussetzungen, die er selbst nicht garantieren kann.“15 Nach Mei-
nung Böckenfördes können derartige vorpolitische Grundlagen des Rechts
nur aus der Religion stammen. Wollen wir uns nach den Gräueln des Zwei-
ten Weltkriegs und der Genozide des 20. Jahrhunderts nicht erneut der Ge-
fahr des Totalitarismus aussetzen, bedarf es einer Rückbesinnung auf die
religiöse Begründung der Würde und der fundamentalen Rechte des Men-
schen. Ein vollständiger Verzicht auf das der christlichen Tradition entnom-
mene Bild vom Menschen als einem Geschöpf Gottes mit einer einmaligen
Persönlichkeit hieße, zugleich unsere ganze Rechtsordnung aufs Spiel zu
setzen.

15 E. W. Böckenförde, „Die Entstehung des Staates als Vorgang der Säkularisation“ (1967), in:
Ders., Recht, Staat, Freiheit. Studien zu Rechtsphilosophie, Staatstheorie und Verfassungsge-
schichte, Frankfurt am Main 1991, 92–114, 112. – Die Frage wurde wieder aufgegriffen von J. Ha-
bermas in seinem Gespräch mit J. Ratzinger über „Vorpolitische Grundlagen des demokratischen
Rechtsstaats“ (in: J. Habermas/Benedictus <Papa, XVI.> [J. Ratzinger], Dialektik der Säkulari-
sierung. Über Vernunft und Religion, Freiburg i. Br. [u. a.] 2005, 16).
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Böckentörde seinerseılts weılß sıch mıt se1iner These 1n bester Gesellschaft,
denn eın geringerer als Hegel hat sıch Ende selines Lebens der An-
siıcht durchgerungen, der Staat MUSSE, Bestand haben, 1n der Religion
eründen. IDIE entscheidenden Bemerkungen tallen 1n eiliner langen ÄAnmer-
kung Ende des rechtsphilosophischen Abschnuıitts der „Enzyklopädie“
die Hegel 1n der dritten Auflage VOo S3U erganzt hat, und dıie den Interpre-
ten seither Kopfzerbrechen bereıtet. Streng TEL vehören Staat unı
Religion beı Hegel Wel verschıiedenen Systemteılen Wiäiährend der Staat
die Vollendung des gENANNTEN objektiven (jelstes bildet, stellt dıie elı-
210N2, ebenso WI1€e Kunst unı Philosophie, einen Aspekt des absoluten (jels-
tes dar. In der Lehre VOo objektiven CGelst entwickelt Hegel ALLS der Idee der
Übereinstimmung zwıischen Begrıfft un Gegenstand selne Sozialphıloso-
phıe; 1mM dem absoluten Gelst gewıdmeten etzten Teıl des Systems hingegen
behandelt *  jene kulturellen Formen, 1n denen das Absolute als solches
celbst ZUr Erscheinung kommt. Einfacher ausgedrückt: Der Gegenstand der
Rechtsphilosophie 1St die so7z1ale unı poliıtische Ordnung, der Gegenstand
der Religionsphilosophie das Verhältnis des Menschen ZU. Absoluten.

Nun dart nıcht VELSCSSCIL werden, dass bereıits Kant einen Weg vewlesen
hatte, WI1€e sıch Moral und Recht die relig1ösen Einstellungen knüpfen las-
SCI1, näamlıch durch „Erkenntnis aller ULNSeCTELr Pflichten als yöttlicher (Je-
bote  CC (AA VIL, 153) ber nıchts lag Kant terner, als die Metaphysık der S1t-
ten auf ine theologische Grundlage cstellen. Be1l Hegel ındes liegen die
Verhältnisse komplizierter, annn doch SCH der teleologischen Anord-
DU se1ines Systems nıcht ausgeschlossen werden, dass OEWI1SSE kategoriale
Bestimmungen erst aufgrund ıhrer komplexeren Nachfolger gahnz verständ-
ıch werden. So wırd beispielsweise die wahre Funktion ebenso WI1€e die
(Gsrenzen des posıtıven Rechts L1UTL begreıten, WEeT beıdes VOTL dem Hınter-
erund des Staates betrachtet. Nıcht anders, könnte I1a  - argumentieren, 1St
der Staat seinerselts auf 1ine Begründung angewl1esen, die den Bereich des
Politischen verlässt un ıh: 1mM Absoluten verankert. ber celbst WEeT eın
solches Argument überzeugend findet, 11U55 dem Einwand Stellung be-
zıehen, ausgerechnet die Religion un nıcht die Philosophie die Be-
eründungsleistung erbringen sollte Konnte nıcht se1N, dass der alte Hegel
VOTL den taktıschen Schwierigkeiten eliner philosophıischen Rechtfertigung
VOo Recht, Moral unı Staat kapıtulierte un dem Eindruck der restau-
ratıven Polıitik seiner Tage 1n den Obskurantismus zurückhiel?

Wıe beı Kant, 1St auch beı der Bezugnahme auf Hegel VOo außeror-
dentlicher Wiıchtigkeıt, dıie interpretatorischen VOo den systematischen Fra-
CI scheıden. Hıstorisch spricht einıges tür die Annahme, dass das PIO-
testantıiısche Christentum, 1n dem Hegel die einzZ1g denkbare staatstragende
Religion erblickte, VOo ıhm 1n einer Weıise ıdealısıert aufgefasst wurde, dıie
relıg1Ööse unı philosophische Begründung aum och auseinanderzuhalten
ZESTALLEL. Was Hegel vorschwebt, 1St nıchts wenıger als „die Versöhnung der
Wıirklichkeit überhaupt mıt dem Geıste, des Staats mıt dem relıg1ösen (Je-
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Böckenförde seinerseits weiß sich mit seiner These in bester Gesellschaft,
denn kein geringerer als Hegel hat sich am Ende seines Lebens zu der An-
sicht durchgerungen, der Staat müsse, um Bestand zu haben, in der Religion
gründen. Die entscheidenden Bemerkungen fallen in einer langen Anmer-
kung am Ende des rechtsphilosophischen Abschnitts der „Enzyklopädie“,
die Hegel in der dritten Auflage von 1830 ergänzt hat, und die den Interpre-
ten seither Kopfzerbrechen bereitet. Streng genommen gehören Staat und
Religion bei Hegel zwei verschiedenen Systemteilen an. Während der Staat
die Vollendung des so genannten objektiven Geistes bildet, stellt die Reli-
gion, ebenso wie Kunst und Philosophie, einen Aspekt des absoluten Geis-
tes dar. In der Lehre vom objektiven Geist entwickelt Hegel aus der Idee der
Übereinstimmung zwischen Begriff und Gegenstand seine Sozialphiloso-
phie; im dem absoluten Geist gewidmeten letzten Teil des Systems hingegen
behandelt er jene kulturellen Formen, in denen das Absolute als solches
selbst zur Erscheinung kommt. Einfacher ausgedrückt: Der Gegenstand der
Rechtsphilosophie ist die soziale und politische Ordnung, der Gegenstand
der Religionsphilosophie das Verhältnis des Menschen zum Absoluten.

Nun darf nicht vergessen werden, dass bereits Kant einen Weg gewiesen
hatte, wie sich Moral und Recht an die religiösen Einstellungen knüpfen las-
sen, nämlich durch „Erkenntnis aller unserer Pflichten als göttlicher Ge-
bote“ (AA VI, 153). Aber nichts lag Kant ferner, als die Metaphysik der Sit-
ten auf eine theologische Grundlage zu stellen. Bei Hegel indes liegen die
Verhältnisse komplizierter, kann doch wegen der teleologischen Anord-
nung seines Systems nicht ausgeschlossen werden, dass gewisse kategoriale
Bestimmungen erst aufgrund ihrer komplexeren Nachfolger ganz verständ-
lich werden. So wird beispielsweise die wahre Funktion ebenso wie die
Grenzen des positiven Rechts nur begreifen, wer beides vor dem Hinter-
grund des Staates betrachtet. Nicht anders, könnte man argumentieren, ist
der Staat seinerseits auf eine Begründung angewiesen, die den Bereich des
Politischen verlässt und ihn im Absoluten verankert. Aber selbst wer ein
solches Argument überzeugend findet, muss zu dem Einwand Stellung be-
ziehen, warum ausgerechnet die Religion und nicht die Philosophie die Be-
gründungsleistung erbringen sollte. Könnte es nicht sein, dass der alte Hegel
vor den faktischen Schwierigkeiten einer philosophischen Rechtfertigung
von Recht, Moral und Staat kapitulierte und unter dem Eindruck der restau-
rativen Politik seiner Tage in den Obskurantismus zurückfiel?

Wie bei Kant, so ist auch bei der Bezugnahme auf Hegel von außeror-
dentlicher Wichtigkeit, die interpretatorischen von den systematischen Fra-
gen zu scheiden. Historisch spricht einiges für die Annahme, dass das pro-
testantische Christentum, in dem Hegel die einzig denkbare staatstragende
Religion erblickte, von ihm in einer Weise idealisiert aufgefasst wurde, die
religiöse und philosophische Begründung kaum noch auseinanderzuhalten
gestattet. Was Hegel vorschwebt, ist nichts weniger als „die Versöhnung der
Wirklichkeit überhaupt mit dem Geiste, des Staats mit dem religiösen Ge-
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wıssen, ıngleichen dem philosophischen Wıssen“, denn sıttliıche Gesinnung,
relıg1öses Bewusstsein unı Philosophie enthalten, auf Je eigentümlıche
Weıse, die „absolute WYahrheit“ (GW 20, 540) Nur dieser höchst —

spruchsvollen metaphysıschen Voraussetzung erschliefit sıch Hegels These
VOo der Religion als „Basıs der Sıttlıchkeit un des Staates“ (GW 20, 534)

Ost Ianl die These ALLS ıhrem Kontext, bleibt dıie scheinbar rückwärts C
wandte Behauptung VOo der Angewiesenheıit des modernen Staats auf rati1o-
nal nıcht einholbare unı damıt auch keinem möglichen OoNnsens unterlie-
vende relig1öse Ursprunge. In Prauss’ ugen hat eshalb beı Hegel der
relıg1öse Glaube 1mM schlechten Sınn den Platz des philosophıschen Wissens
eingenommen. egen diese selnes Erachtens vertehlte Sıcht VOo den VOLDO-
lıtıschen Grundlagen des Staats kämpft Prauss mıt aller Vehemenz. Er VOCI-

teidigt den <äkularen Staat als eın polıtisches Gebilde, dessen normatıve
Wurzeln 1n der allen Menschen vemeınsamen praktıschen Vernunftt legen.
(jemessen daran bedeutet der erweIls auf die Religion als Basıs der Sıttlıch-
keıt, dem modernen Staat se1ne Begründung entziehen. Fur Prauss csteht
aufßer Frage, dass sıch die Annahme eiliner einzıgen wahren, absoluten elı-
2100 1n ULNSeCTIET Gegenwart weder soziologısch och theoretisch ernsthaft
aufrechterhalten lässt. Erkennt Ianl dıie taktısche Mehr-zahl der Weltan-
schauungen unı Religionen aber als vegeben Al 1St nıcht absehbar, WI1€e reli-
Z1ÖSE Überzeugungen och dazu Laugen sollten, dıie Ordnung des vesell-
schattlıchen Zusammenlebens zwıschen Angehörigen verschıiedener lau-
bensgemeıinschaften und Volksgruppen begründen. Spätestens se1t dem
Erstarken des ıslamıschen Fundamentalismus annn eigentlich eın Z weıtel
mehr herrschen, dass der relig1öse rsprung tür sıch TEL den s1ttlı-
chen Wert staatlıcher Instiıtutionen und polıtischen Handelns nıcht verbür-
CI annn

Prauss nımmt diese Einsicht ZU. Ausgangspunkt eines leidenschaftlı-
chen Plädoyers tür dıie Unverzichtbarkeit der Philosophie als Wıissenschaftt
VOo den nıcht-empirischen Grundlagen der Sıttliıchkeit. Dabei schliefßt
treıliıch 1n Wel Hınsıchten über se1in Z1ıel hınaus. IDIE 1ine 1St se1ine Krıitik des
Begritts eines Naturrechts, die meılnes Erachtens auf talschen termiınologı-
schen Voraussetzungen beruht. egen die ede VOo Naturrecht spricht
Prauss VOo der sıttlıchen Forderung als einem „ersten ‚Stück‘ Kultur“ (84),
und betont 1n Anspielung auf den vängiıgen Einwand des naturalıstiıschen
Fehlschlusses, VOTL diesem ewahre alleın der Versuch, das Sollen nıcht ALLS

Seın, sondern „ AUS Wollen“ herzuleıten (87) Abgesehen VOo dem mıisslı-
chen Umstand, dass durchaus Formen des naturalıistischen Fehlschlusses
enkbar sind, die das Sollen VOo einem Wollen herleiten, WI1€e beispielsweise
der Emotivismus, beabsichtigen die Vertechter des gENANNTEN natürliıchen
Sıttengesetzes keineswegs, ALLS der physıschen Verfassung der Wıirklichkeit

SCHAUCT ALLS der empiırischen Natur des Menschen ırgendwelche moralı-
schen oder rechtlichen Normen abzuleiten. Was S1€e beanspruchen, siınd viel-
mehr estimmte Einsichten 1n das vernünftige Wesen des Menschen.
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wissen, ingleichen dem philosophischen Wissen“, denn sittliche Gesinnung,
religiöses Bewusstsein und Philosophie enthalten, auf je eigentümliche
Weise, die „absolute Wahrheit“ (GW 20, 540). Nur unter dieser höchst an-
spruchsvollen metaphysischen Voraussetzung erschließt sich Hegels These
von der Religion als „Basis der Sittlichkeit und des Staates“ (GW 20, 534).

Löst man die These aus ihrem Kontext, bleibt die scheinbar rückwärts ge-
wandte Behauptung von der Angewiesenheit des modernen Staats auf ratio-
nal nicht einholbare und damit auch keinem möglichen Konsens unterlie-
gende religiöse Ursprünge. In Prauss’ Augen hat deshalb bei Hegel der
religiöse Glaube im schlechten Sinn den Platz des philosophischen Wissens
eingenommen. Gegen diese seines Erachtens verfehlte Sicht von den vorpo-
litischen Grundlagen des Staats kämpft Prauss mit aller Vehemenz. Er ver-
teidigt den säkularen Staat als ein politisches Gebilde, dessen normative
Wurzeln in der allen Menschen gemeinsamen praktischen Vernunft liegen.
Gemessen daran bedeutet der Verweis auf die Religion als Basis der Sittlich-
keit, dem modernen Staat seine Begründung zu entziehen. Für Prauss steht
außer Frage, dass sich die Annahme einer einzigen wahren, absoluten Reli-
gion in unserer Gegenwart weder soziologisch noch theoretisch ernsthaft
aufrechterhalten lässt. Erkennt man die faktische Mehrzahl der Weltan-
schauungen und Religionen aber als gegeben an, ist nicht absehbar, wie reli-
giöse Überzeugungen noch dazu taugen sollten, die Ordnung des gesell-
schaftlichen Zusammenlebens zwischen Angehörigen verschiedener Glau-
bensgemeinschaften und Volksgruppen zu begründen. Spätestens seit dem
Erstarken des islamischen Fundamentalismus kann eigentlich kein Zweifel
mehr herrschen, dass der religiöse Ursprung für sich genommen den sittli-
chen Wert staatlicher Institutionen und politischen Handelns nicht verbür-
gen kann.

Prauss nimmt diese Einsicht zum Ausgangspunkt eines leidenschaftli-
chen Plädoyers für die Unverzichtbarkeit der Philosophie als Wissenschaft
von den nicht-empirischen Grundlagen der Sittlichkeit. Dabei schließt er
freilich in zwei Hinsichten über sein Ziel hinaus. Die eine ist seine Kritik des
Begriffs eines Naturrechts, die meines Erachtens auf falschen terminologi-
schen Voraussetzungen beruht. Gegen die Rede vom Naturrecht spricht
Prauss von der sittlichen Forderung als einem „ersten ,Stück‘ Kultur“ (84),
und er betont in Anspielung auf den gängigen Einwand des naturalistischen
Fehlschlusses, vor diesem bewahre allein der Versuch, das Sollen nicht aus
Sein, sondern „aus Wollen“ herzuleiten (87). Abgesehen von dem missli-
chen Umstand, dass durchaus Formen des naturalistischen Fehlschlusses
denkbar sind, die das Sollen von einem Wollen herleiten, wie beispielsweise
der Emotivismus, beabsichtigen die Verfechter des so genannten natürlichen
Sittengesetzes keineswegs, aus der physischen Verfassung der Wirklichkeit
– genauer aus der empirischen Natur des Menschen – irgendwelche morali-
schen oder rechtlichen Normen abzuleiten. Was sie beanspruchen, sind viel-
mehr bestimmte Einsichten in das vernünftige Wesen des Menschen.
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Das zeıgt sıch bereıts IOCuS ClASSICUS der Naturrechtslehre, 1mM Romer-
brief des heiligen Paulus, demzufolge die Heıden 1n ıhrem (jew1lssen un 1mM
Denken dieselbe sıttliıche Forderung antreffen, welche dıie Juden dem (Je-
Sei7z (sottes entnehmen. In diesem Sinne esteht eın prinzıpieller Unter-
schied zwıschen dem, WOZU der Mensch 35  O Natur aUS (Röm 2,14), das
heıilßst ohne relig1öse Offenbarung, ethisch tun verpflichtet 1St, und dem,
W aS das Jüdısche (Jesetz vebiletet. Entsprechend esteht auch tür Thomas
VOo Aquın eın entscheidendes Merkmal des natürliıchen Sıttengesetzes 1n
seiner Erkennbarkeıt durch dıie menschliche Vernuntt. 19 Fın oroßer Teıl der
terminologischen Verwirrung das Naturrecht rührt VOo der nıcht
durchschauten theologischen Bedeutung des Begrıtfts der Natur her, dessen
Gegenteıl nıcht, WI1€e 1mM Kantıanısmus, die Freiheit oder die Kultur 1St, SO1M1-

dern das UÜbernatürliche 1mM Sinne der yöttlichen Gnade Das Naturrecht
111 also verade keıne relıg1ös begründete Sonderlehre se1n, sondern dıie Fx-
plikation der 1mM vernünftigen Wesen des Menschen velegenen sıttliıchen
Forderung. Mıt seinem Eıinsatz tür 1ine eın philosophische Begründung
VOo Moral unı Recht efindet sıch Prauss emnach gahnz 1mM Eınklang mıt
dem ursprünglichen Gedanken eines Naturrechts.

uch 1n der zweıten Hiınsıcht, 1n der Prauss me1lnes Erachtens über seın
Z1ıel hinausschiefit, csteht der VOo ıhm kritisierten Auffassung Ende Nna-
her, als zugeben INas Der Gegenstand se1iner Ablehnung 1St dieses Mal
die mafßgeblich VOo Hegel vertiretene unı neuerdings verstärkt 1n ode c
kommene Theorie der Anerkennung. ] S Eınes ıhrer bestimmenden ennzel-
chen esteht 1n der wesentlichen Gegenseıiutigkeıt der Anerkennung, etiw221
der Rechte eiliner Person 1mM Staat Es genugt nıcht, dass ıch als Einzelner die
Wiürde jedes anderen Menschen anerkenne unı ıh als Selbstzweck be-
handle, sondern eın wahrhatt sıttliıcher Zustand 1St erst dann erreicht, WEl

der andere auch seinerselts miıch nıemals blofß als Mıiıttel vebraucht. Dagegen
betont Prauss, WI1€e WIr vesehen haben, die Stırcnge Asymmetrie des ethischen
Sollens. Die spezifische ObjJektivıtät der sıttlıchen Forderung liege 1n ıhrer
Bedingtheit durch das wıissentliche Wollen desjeniıgen, auf den sıch me1n
Handeln jeweıls richtet. Der verpflichtende Charakter hänge nıcht davon
ab, WI1€e der M1r vegenüberstehende Andere mıt M1r 1n der Vergangenheıt

16 Vel. „Qui1a OMO inter cCeiera anımalıa ratiıonem NS COgNOSCIL, el proportionem oper1s acl
finem: iıdeo naturalıs CONCEPLIO el indıta, ( LA dırıgatur ac operandum convenılenter, lex naturalıs
vel Jus naturale dieitur“ (In Sent. 1SE. 3, 1, arl und „Lex naturalıs nıhıl alıucd EST. ( UAILL
partıcıpatio leg1s In rationalı creatura” (S.th la-llae, 91, Aartkl. 2

1/ CS angesichts der Verwırrung den Naturrechtsbegriff ratsam 1St, der ede V e1-
L1IC: sıttlıchen Naturgesetz testzuhalten, IA ILLAIL verschieden beurtellen. Immerhiın IST. CS be-
merkenswerrt, Aass Ratzınger In der erwähnten Dıskussion mıt Habermas unumwunden
einräumt, dıe Argumentationshigur des Naturrechts sel „Jeiıder stumpf veworden“, weshalb
sıch „1N diesem CGespräch nıcht darauft stutzen“ wolle (Habermas/Benedictus <Papa, X VI.>
/[Katzınger/, 50)

15 Vel. zuletzt Cobben, The Nature of the Self. Recognition In the orm of Rıght ancd Moral-
ILY,; Berlin/New ork 2009, SOWIE H.- Schmidt Busch/C. /uyrn Hgg.), Anerkennung,
Berlın 2009
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Das zeigt sich bereits am locus classicus der Naturrechtslehre, im Römer-
brief des heiligen Paulus, demzufolge die Heiden in ihrem Gewissen und im
Denken dieselbe sittliche Forderung antreffen, welche die Juden dem Ge-
setz Gottes entnehmen. In diesem Sinne besteht kein prinzipieller Unter-
schied zwischen dem, wozu der Mensch „von Natur aus“ (Röm 2,14), das
heißt ohne religiöse Offenbarung, ethisch zu tun verpflichtet ist, und dem,
was das jüdische Gesetz gebietet. Entsprechend besteht auch für Thomas
von Aquin ein entscheidendes Merkmal des natürlichen Sittengesetzes in
seiner Erkennbarkeit durch die menschliche Vernunft. 16 Ein großer Teil der
terminologischen Verwirrung um das Naturrecht rührt von der nicht
durchschauten theologischen Bedeutung des Begriffs der Natur her, dessen
Gegenteil nicht, wie im Kantianismus, die Freiheit oder die Kultur ist, son-
dern das Übernatürliche im Sinne der göttlichen Gnade. Das Naturrecht
will also gerade keine religiös begründete Sonderlehre sein, sondern die Ex-
plikation der im vernünftigen Wesen des Menschen gelegenen sittlichen
Forderung. 17 Mit seinem Einsatz für eine rein philosophische Begründung
von Moral und Recht befindet sich Prauss demnach ganz im Einklang mit
dem ursprünglichen Gedanken eines Naturrechts.

Auch in der zweiten Hinsicht, in der Prauss meines Erachtens über sein
Ziel hinausschießt, steht er der von ihm kritisierten Auffassung am Ende nä-
her, als er zugeben mag. Der Gegenstand seiner Ablehnung ist dieses Mal
die maßgeblich von Hegel vertretene und neuerdings verstärkt in Mode ge-
kommene Theorie der Anerkennung. 18 Eines ihrer bestimmenden Kennzei-
chen besteht in der wesentlichen Gegenseitigkeit der Anerkennung, etwa
der Rechte einer Person im Staat. Es genügt nicht, dass ich als Einzelner die
Würde jedes anderen Menschen anerkenne und ihn als Selbstzweck be-
handle, sondern ein wahrhaft sittlicher Zustand ist erst dann erreicht, wenn
der andere auch seinerseits mich niemals bloß als Mittel gebraucht. Dagegen
betont Prauss, wie wir gesehen haben, die strenge Asymmetrie des ethischen
Sollens. Die spezifische Objektivität der sittlichen Forderung liege in ihrer
Bedingtheit durch das wissentliche Wollen desjenigen, auf den sich mein
Handeln jeweils richtet. Der verpflichtende Charakter hänge nicht davon
ab, wie der mir gegenüberstehende Andere mit mir in der Vergangenheit

16 Vgl. „Quia homo inter cetera animalia rationem finis cognoscit, et proportionem operis ad
finem; ideo naturalis conceptio ei indita, qua dirigatur ad operandum convenienter, lex naturalis
vel jus naturale dicitur“ (In IV Sent. dist. 33, qu. 1, art. 1) und „Lex naturalis nihil aliud est quam
participatio legis aeternae in rationali creatura“ (S.th. Ia-IIae, qu. 91, art. 2).

17 Ob es angesichts der Verwirrung um den Naturrechtsbegriff ratsam ist, an der Rede von ei-
nem sittlichen Naturgesetz festzuhalten, mag man verschieden beurteilen. Immerhin ist es be-
merkenswert, dass J. Ratzinger in der erwähnten Diskussion mit J. Habermas unumwunden
einräumt, die Argumentationsfigur des Naturrechts sei „leider stumpf geworden“, weshalb er
sich „in diesem Gespräch nicht darauf stützen“ wolle (Habermas/Benedictus <Papa, XVI.>
[Ratzinger], 50).

18 Vgl. zuletzt P. Cobben, The Nature of the Self. Recognition in the Form of Right and Moral-
ity, Berlin/New York 2009, sowie H.-C. Schmidt am Busch/C. F. Zurn (Hgg.), Anerkennung,
Berlin 2009.
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vertahren 1St, oder 1n Zukunft verfahren wırd. Es vehe beli Moral und Recht
nıcht dıie wechselseitige Behandlung, sondern den Unterschied ZWI1-
schen Handelndem unı Behandeltem. „Das wırd 1n der Tat ZU. rsprung
jeder Normatıivıtät, weıl doch auch 1n jedem Umgang mıteinander, der
symmetrisch 1st, verade asymmetrısch 1St und bleibt“ (97)

Prauss richtet sıch mıt dieser Feststellung unmıttelbar Hegel, der
behauptet hatte: „Insotern jeder als eın treıes Wesen anerkannt wırd, 1St
1ine Person“ (GW 10/1, 390; Z1T. 96) An der Stelle 1St treilich ach dem
wahren Sınn der 1n der Theorie der Anerkennung enthaltenen Forderung
ach Wechselseitigkeit tragen. Prauss scheınt Hegel durch celine Krıtik
auf die aum einleuchtende Posıtion testzulegen, dass me1lne Pflicht ZUuUr An-
erkennung der anderen Person LUr lange besteht, WI1€e diese mich ıhrer-
se1its anerkennt. Dass auf diese WWe1ise keıine Begründung 1n Gang kommen
kann, sondern sıch das Argument 1mM Kreıse dreht, 1St offensichtlich. Woran
Hegel 1n me1ılnen ugen aber liegt, 1St nıcht dıie vegenseltige Bedingtheit der
Anerkennung, sondern der eintache Umstand, dass 1ine Sıtuation, 1n der
L1UTL dıie einen Menschen die anderen als Subjekte behandeln, diese UMLSC-
kehrt aber nıcht *  jene, dem Personbegriff ohn spräche. Deshalb bedeutet
‚wechselseıtig‘ 1er dasselbe oder wenı1gstens Ahnliches WI1€e ‚allge-
meın“‘ beı Kant, näamlıch die unbedingte Verpflichtung eines jeden ZUr AÄAner-
kennung eines jeden anderen. Letztlich nıchts anderes besagt auch der
Prauss’sche Begrıfft der Objektivität. Die Notwendigkeıt des moralısch (zuU-
ten richtet sıch nıcht blo{fiß auf estimmte Personen, sondern umtasst Jedwe-
den Menschen, der nıcht ZUuUr Selbsthilfe iımstande ISt; und rechtlich ZuL soll
ıch nıcht blofß diejenıgen behandeln, die ıch M1r dazu aussuche, sondern
schlechterdings alle Menschen, die ıhren eigenen Wıllen bılden unı
außern vermogen.

Damlıt siınd WIr einem Ühnlichen Punkt angelangt WI1€e Ende des C15-

ten Abschnıuitts. Obwohl Prauss die Universalıtät der sıttlıchen Pflicht iımpli-
Z1It VOrausSSeEeTZLT, rückt diesen tür das kantısche und nachkantische Denken
maßgeblichen Aspekt 1n den Schatten seiner eigenen Theorie der bewussten
Intentionalıtät. Dabei ware eın Leichtes SCWESCHIL, das Vernunftförmige
ULNSeCTIET Handlungen ausdrücklicher die Allgemeinheıt der 61 leitenden
Absıchten bınden. Das Versiumnıis 1St bedauern, weıl den
Prauss’schen AÄAnsatz eiliner Auffassung ZU. Verwechseln Üahnlıch macht, VOo

der enkbar welılt enttfernt 1ST. evinas stellt 1n seiınem viel beachteten
Hauptwerk „ Totalıte ei ınfını“ das blofte Erscheinen des wehrlosen anderen
Menschen 1n den Mıttelpunkt des erstphilosophischen Projekts eiliner Ethik,
die meınt, jeder herkömmlichen ontologischen Begrifflichkeit
können. Gerade 1n Abgrenzung VOo evinas und seinen Gefolgsleuten halte
ıch tür wichtig, daran erinnern, dass Prauss’ Ethiık test 1n den Rahmen
eiliner transzendentalen Theorie eingebunden 1St, dıie sıch ZUuUr Aufgabe
macht, das Verhältnis, 1n dem Subjekt un Objekt beziehungsweise dıie Welt
und WIr zueiınander stehen, auf den Begriff bringen.
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verfahren ist, oder in Zukunft verfahren wird. Es gehe bei Moral und Recht
nicht um die wechselseitige Behandlung, sondern um den Unterschied zwi-
schen Handelndem und Behandeltem. „Das wird in der Tat zum Ursprung
jeder Normativität, weil es doch auch in jedem Umgang miteinander, der
symmetrisch ist, gerade asymmetrisch ist und bleibt“ (97).

Prauss richtet sich mit dieser Feststellung unmittelbar gegen Hegel, der
behauptet hatte: „Insofern jeder als ein freies Wesen anerkannt wird, ist er
eine Person“ (GW 10/1, 390; zit. 96). An der Stelle ist freilich nach dem
wahren Sinn der in der Theorie der Anerkennung enthaltenen Forderung
nach Wechselseitigkeit zu fragen. Prauss scheint Hegel durch seine Kritik
auf die kaum einleuchtende Position festzulegen, dass meine Pflicht zur An-
erkennung der anderen Person nur so lange besteht, wie diese mich ihrer-
seits anerkennt. Dass auf diese Weise keine Begründung in Gang kommen
kann, sondern sich das Argument im Kreise dreht, ist offensichtlich. Woran
Hegel in meinen Augen aber liegt, ist nicht die gegenseitige Bedingtheit der
Anerkennung, sondern der einfache Umstand, dass eine Situation, in der
nur die einen Menschen die anderen als Subjekte behandeln, diese umge-
kehrt aber nicht jene, dem Personbegriff Hohn spräche. Deshalb bedeutet
,wechselseitig‘ hier dasselbe oder wenigstens etwas Ähnliches wie ,allge-
mein‘ bei Kant, nämlich die unbedingte Verpflichtung eines jeden zur Aner-
kennung eines jeden anderen. Letztlich nichts anderes besagt auch der
Prauss’sche Begriff der Objektivität. Die Notwendigkeit des moralisch Gu-
ten richtet sich nicht bloß auf bestimmte Personen, sondern umfasst jedwe-
den Menschen, der nicht zur Selbsthilfe imstande ist; und rechtlich gut soll
ich nicht bloß diejenigen behandeln, die ich mir dazu aussuche, sondern
schlechterdings alle Menschen, die ihren eigenen Willen zu bilden und zu
äußern vermögen.

Damit sind wir an einem ähnlichen Punkt angelangt wie am Ende des ers-
ten Abschnitts. Obwohl Prauss die Universalität der sittlichen Pflicht impli-
zit voraussetzt, rückt er diesen für das kantische und nachkantische Denken
maßgeblichen Aspekt in den Schatten seiner eigenen Theorie der bewussten
Intentionalität. Dabei wäre es ein Leichtes gewesen, das Vernunftförmige
unserer Handlungen ausdrücklicher an die Allgemeinheit der sie leitenden
Absichten zu binden. Das Versäumnis ist zu bedauern, weil es den
Prauss’schen Ansatz einer Auffassung zum Verwechseln ähnlich macht, von
der er denkbar weit entfernt ist. E. Lévinas stellt in seinem viel beachteten
Hauptwerk „Totalité et infini“ das bloße Erscheinen des wehrlosen anderen
Menschen in den Mittelpunkt des erstphilosophischen Projekts einer Ethik,
die meint, jeder herkömmlichen ontologischen Begrifflichkeit entsagen zu
können. Gerade in Abgrenzung von Lévinas und seinen Gefolgsleuten halte
ich es für wichtig, daran zu erinnern, dass Prauss’ Ethik fest in den Rahmen
einer transzendentalen Theorie eingebunden ist, die es sich zur Aufgabe
macht, das Verhältnis, in dem Subjekt und Objekt beziehungsweise die Welt
und wir zueinander stehen, auf den Begriff zu bringen.
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esumee

Es kommt selten VOTlIL, dass eın philosophiısches Buch, das einem Thema VOo

erheblicher vesellschaftliıcher Tragweıte gewıdmet 1St, zugleich mıt einem e1-
yenständıgen Vorschlag ZUuUr Lösung elines systematıschen Grundproblems
aufwarten annn Prauss 1St U dies velungen, och dazu auf wenıger
als 150 Seıiten. Wer mıt anderen Schritten des AÄAutors 1st, weıfß, dass
Prauss der eser1ın und dem Leser nıcht ımmer leicht macht, WOZU außer
der Komplexıtät des Gedankensgangs oft eın hölzerner Sprachstil
beiträgt. So 1St auch das Jüngste Buch nıcht treı VOo eigenwilligen Ver-
schachtelungen unı Manıerismen, etiw221 WEl der Autor elnerselts die Ver-
dienste Kants die Begründung VOo Moral unı Recht 1n den höchsten
Tönen lobt, unı andererselts das Fehlschlagen selnes Versuchs, beide —-

terscheıiden, als „unhaltbare Schietheit“ beklagt, die „LrOTZ aller ıhrer
schliımmen Folgen beı Kant celbst w1e auch ach Kant unı och bıs heute
nıcht durchschaut wırd“ (34) Im (sanzen handelt sıch jedoch eiınen
verglichen mıt dem vierbändıgen Hauptwerk überschaubaren und flüssıg

lesenden ext.
Da Prauss keiınen Z weıtel aufkommen lässt, dass se1ne Deutung VOo Mo-

ral un Recht War dem kantıschen AÄAnsatz, aber keineswegs dem Wortlaut
der kantıschen Ethiık verpflichtet 1St, hielte ıch tür wen1g sachgerecht, S@1-
1E Vorschlag lediglich mıt dem Hınwels begegnen, die VOo ıhm krıt1i-
s1erte Auffassung des Verhältnisses der beıden Sphären entspreche nıcht der
VOo Kant celbst 1n der „Metaphysık der Sıtten“ dargelegten Sıcht der Dinge.
Stattdessen mochte ıch zusammentassend einıge Vorzuge benennen, über
die mIır se1in Entwurtf verfügen scheınt. An erster Stelle sel der Umstand
hervorgehoben, dass Prauss 1ine notorıische Schwierigkeıt vieler Kants
Autonomiebegrıff anknüpfender Ethiken umgeht, ındem dıie Angewle-
senheıt auf Hılte 1n den Mıttelpunkt seiner Moralbegründung rückt. iıne
Ethik, welche die Selbstzwecklichkeit der menschlichen Person den An-
tang ıhres Begründungsgangs stellt, unı die Selbstzwecklichkeit wıederum
ALLS dem vernünftigen Wıllen des Subjekts ableıtet, TUut sıch 1n der Regel
cschwer erklären, auch diejenıgen Menschen als Zweck behandelt
werden sollen, die erkennbar weder ZU. Gebrauch der eigenen Vernuntt
och ZUuUr Biıldung ıhres Wıllens iımstande Sind. Warum sollten kleine Kınder,
alte oder kranke Menschen nıcht iınstrumentalısiert werden dürfen, WEl

Selbstzwecklichkeit bedeutet, sıch celbst vernünftige 7Zwecke setzen

können, S1€e dazu aber nıcht 1n der Lage sind?
Be1l Prauss verläuft dıie Überlegung U umgekehrt: Wenn eın Wesen,

das 1mM Prinzıp darauf angelegt 1St, sıch celbst dem eıgenen Wıllen vemäfßs
bestimmen, dazu ALLS ırgendeinem besonderen Grund nıcht iımstande 1St,
dann bın ıch Nal eshalb verpflichtet, diesen Menschen ausschliefilich als
Zweck unı nıcht zugleich als Mıiıttel behandeln. Ist der andere 1n der
Lage, se1ne treie Zustimmung veben, dann dart beziehungsweise 110U55

201

Gerold Prauss über Moral und Recht

201

Resümee

Es kommt selten vor, dass ein philosophisches Buch, das einem Thema von
erheblicher gesellschaftlicher Tragweite gewidmet ist, zugleich mit einem ei-
genständigen Vorschlag zur Lösung eines systematischen Grundproblems
aufwarten kann. G. Prauss ist genau dies gelungen, noch dazu auf weniger
als 150 Seiten. Wer mit anderen Schriften des Autors vertraut ist, weiß, dass
Prauss es der Leserin und dem Leser nicht immer leicht macht, wozu außer
der Komplexität des Gedankensgangs oft ein etwas hölzerner Sprachstil
beiträgt. So ist auch das jüngste Buch nicht frei von eigenwilligen Ver-
schachtelungen und Manierismen, etwa wenn der Autor einerseits die Ver-
dienste Kants um die Begründung von Moral und Recht in den höchsten
Tönen lobt, und andererseits das Fehlschlagen seines Versuchs, beide zu un-
terscheiden, als „unhaltbare Schiefheit“ beklagt, die „trotz aller ihrer
schlimmen Folgen bei Kant selbst wie auch nach Kant und noch bis heute
nicht durchschaut wird“ (34). Im Ganzen handelt es sich jedoch um einen –
verglichen mit dem vierbändigen Hauptwerk – überschaubaren und flüssig
zu lesenden Text.

Da Prauss keinen Zweifel aufkommen lässt, dass seine Deutung von Mo-
ral und Recht zwar dem kantischen Ansatz, aber keineswegs dem Wortlaut
der kantischen Ethik verpflichtet ist, hielte ich es für wenig sachgerecht, sei-
nem Vorschlag lediglich mit dem Hinweis zu begegnen, die von ihm kriti-
sierte Auffassung des Verhältnisses der beiden Sphären entspreche nicht der
von Kant selbst in der „Metaphysik der Sitten“ dargelegten Sicht der Dinge.
Stattdessen möchte ich zusammenfassend einige Vorzüge benennen, über
die mir sein Entwurf zu verfügen scheint. An erster Stelle sei der Umstand
hervorgehoben, dass Prauss eine notorische Schwierigkeit vieler an Kants
Autonomiebegriff anknüpfender Ethiken umgeht, indem er die Angewie-
senheit auf Hilfe in den Mittelpunkt seiner Moralbegründung rückt. Eine
Ethik, welche die Selbstzwecklichkeit der menschlichen Person an den An-
fang ihres Begründungsgangs stellt, und die Selbstzwecklichkeit wiederum
aus dem vernünftigen Willen des Subjekts ableitet, tut sich in der Regel
schwer zu erklären, warum auch diejenigen Menschen als Zweck behandelt
werden sollen, die erkennbar weder zum Gebrauch der eigenen Vernunft
noch zur Bildung ihres Willens imstande sind. Warum sollten kleine Kinder,
alte oder kranke Menschen nicht instrumentalisiert werden dürfen, wenn
Selbstzwecklichkeit bedeutet, sich selbst vernünftige Zwecke setzen zu
können, sie dazu aber nicht in der Lage sind?

Bei Prauss verläuft die Überlegung genau umgekehrt: Wenn ein Wesen,
das im Prinzip darauf angelegt ist, sich selbst dem eigenen Willen gemäß zu
bestimmen, dazu aus irgendeinem besonderen Grund nicht imstande ist,
dann bin ich genau deshalb verpflichtet, diesen Menschen ausschließlich als
Zweck und nicht zugleich als Mittel zu behandeln. Ist der andere in der
Lage, seine freie Zustimmung zu geben, dann darf beziehungsweise muss
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ıch ıh verade nıcht ausschlieflich als Zweck, sondern zugleich als Mıttel
behandeln. och 1n diesem letzteren Fall lıegt Str CNg TELbereıts 1ine
Art Vertragsbeziehung oder eben eın Rechtsverhältnis VOo  S Indem Prauss
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aber nıemals das taktısche Vorliegen der Fähigkeıt ZUuUr Selbstbestimmung
OLAaUS Dem Prauss’schen Vorschlag vemäfß annn VOo der moralıschen
Pflicht überhaupt 1L1LUTL vegenüber solchen Personen sinnvoll die ede se1N,
die nıcht ZUuUr Selbsthilfe iımstande sind.
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erscheıinen, cehe ıch 1n dem Hınvweıs, dass sıch die Raolle des Staates nıcht 1n
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verechte se1n, ach *  jenem objektiven Ma{(istab auch Moral gebieten“ 109
Deshalb 1St die unterlassene Hılteleistung nıcht blofß eın Gesetzesverstofß,
sondern außerdem moralısch boöse. Fur Prauss verhalten sıch Moral un
Recht nıcht WI1€e subjektives Innen unı institutionell vertasstes Aufßen, SOM -
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auf den Schutz des Staates angewliesen Sind. Darın csteht Hegel nahe, dem-
zufolge Recht und Moral tür sıchTELkeinen Bestand haben, WEl 61
nıcht iınnerhalb eines staatlıchen (jemelınwesens verwirklıicht werden.

Was den Kantıaner Prauss VOo Hegel unterscheıdet und se1ne Sichtweise
me1lnes Erachtens über Hegels Rechtsphilosophie hinaushebt, 1St das unbe-
ırrte Festhalten einer Str CNg normatıven Begründung VOo Moral, Recht
und Staat Da Hegel alle drei 1n einen metaphysıschen Zusammenhang stellt,
1St VOTL allem selne Staatslehre tür Fehldeutungen anfällıg. Angesichts des
zwiespältigen Eindrucks, den andererselts Kants „Metaphysık der Sıtten“
se1it jeher bel ıhren Lesern hiınterlassen hat, annn Ianl Prauss L1UTL ankbar
se1in tür die Suche ach einem VOo Kant unabhängigen Weg, Moral und
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ich ihn gerade nicht ausschließlich als Zweck, sondern zugleich als Mittel
behandeln. Doch in diesem letzteren Fall liegt streng genommen bereits eine
Art Vertragsbeziehung oder eben ein Rechtsverhältnis vor. Indem Prauss
das Wesen der Moral unmittelbar an das Fehlen der Möglichkeit bindet, sich
selbst zu bestimmen, bricht er der skeptischen Frage nach der Behandlung
hilfloser Individuen ihre Spitze ab. Die Moral setzt zwar das prinzipielle,
aber niemals das faktische Vorliegen der Fähigkeit zur Selbstbestimmung
voraus. Dem Prauss’schen Vorschlag gemäß kann von der moralischen
Pflicht überhaupt nur gegenüber solchen Personen sinnvoll die Rede sein,
die nicht zur Selbsthilfe imstande sind.

Einen weiteren Punkt, in dem mir Prauss’ Überlegungen bedenkenswert
erscheinen, sehe ich in dem Hinweis, dass sich die Rolle des Staates nicht in
der Bewahrung des Rechts erschöpft, sondern dass der Staat im Gegenteil
auch der Moral Geltung zu verschaffen hat. Man denke noch einmal an das
sittliche Gebot der Hilfeleistung. Das staatliche Gesetz stellt das Unterlassen
der Hilfe nicht etwa aufgrund irgendeiner vertraglichen Bindung unter
Strafe, die jeden Bürger auf Gegenseitigkeit verpflichtete, dem anderen bei-
zustehen, sondern weil es sich um eine objektive moralische Forderung han-
delt. Die Rechtsordnung „kann nicht nur, sondern sie muss sogar, soll sie eine
gerechte sein, nach jenem objektiven Maßstab auch Moral gebieten“ (109).
Deshalb ist die unterlassene Hilfeleistung nicht bloß ein Gesetzesverstoß,
sondern außerdem moralisch böse. Für Prauss verhalten sich Moral und
Recht nicht wie subjektives Innen und institutionell verfasstes Außen, son-
dern stellen zwei unterschiedliche Arten der sittlichen Pflicht dar, die beide je
auf den Schutz des Staates angewiesen sind. Darin steht er Hegel nahe, dem-
zufolge Recht und Moral für sich genommen keinen Bestand haben, wenn sie
nicht innerhalb eines staatlichen Gemeinwesens verwirklicht werden.

Was den Kantianer Prauss von Hegel unterscheidet und seine Sichtweise
meines Erachtens über Hegels Rechtsphilosophie hinaushebt, ist das unbe-
irrte Festhalten an einer streng normativen Begründung von Moral, Recht
und Staat. Da Hegel alle drei in einen metaphysischen Zusammenhang stellt,
ist vor allem seine Staatslehre für Fehldeutungen anfällig. Angesichts des
zwiespältigen Eindrucks, den andererseits Kants „Metaphysik der Sitten“
seit jeher bei ihren Lesern hinterlassen hat, kann man Prauss nur dankbar
sein für die Suche nach einem von Kant unabhängigen Weg, Moral und
Recht in ihrer jeweiligen Eigenheit zu verstehen, ohne den von Kant berei-
teten Boden zu verlassen und die These einer für sich selbst praktischen Ver-
nunft ganz aufzugeben. Vor diesem Hintergrund hat man schließlich sein
nicht ohne Polemik vorgetragenes Plädoyer für einen rein philosophischen
Ursprung der Lehre von der Würde des Menschen zu verstehen. Denn wä-
ren Menschenrechte und Menschenwürde eine Frage religiöser Überzeu-
gungen oder kultureller Gegebenheiten, liefe das in unserer heutigen Gesell-
schaft auf eine Relativierung des Rechts und die Privatisierung der Moral
hinaus.


